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der Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten Oberſchleſiens (D. H. v.) 


Nummer 9 | 


Kattowitz, den 6. September 1934. 


| 9. Jahrgang 


Konjunkturaufſchwung? 


Es ſcheint doch, als ob nach den Jahren wirtſchaftlicher 
Depreſſion endlich der Zeitraum einer neuen Aufwärtsentwick⸗ 
lung eingetreten wäre. Von 54 Ländern befinden ſich, gemeſſen 


nach dem Anteil am Welthandel, 51 Prozent im Aufſchwung, 


14 Prozent im Erholungsſtadium, 33 Prozent in der Depreſſion 
und nur noch 2 Prozent in der Rückwärtsentwicklung. Danach 
zu urteilen, iſt alſo die Weltdepreſſion überwunden. Die Be— 
mühungen ſo vieler Staaten, ihrer Arbeitsloſigkeit Herr zu 
werden, haben zu einer ſtarken Belebung der induſtriellen 
Erzeugung geführt, ſodaß nach einem Bericht des Internatio: 
nalen Arbeitsamtes in Genf eine Verminderung der Arbeits— 
loſenziffer innerhalb des zweiten Vierteljahres 1934 in der 
ganzen Welt zu verzeichnen iſt. Im Vergleich zu demſelben 
Zeitraum des Vorjahres iſt die Zahl der Arbeitsloſen in 26 
Staaten geſunken. Den größten Rückgang an Arbeitsloſen 
haben die Vereinigten Staaten von Nordamerika (10 616 000 
Arbeitsloſe im Mai d. Is. gegen 13250000 im Mai v. Js.) 
und Deutſchland mit 2525000 Arbeitsloſen gegen 5038000 
zu verzeichnen. Nicht in allen Staaten hat die Arbeitsloſigkeit 
in einem derartigen Maße abgenommen wie in den ebenbe⸗ 
nannten; aber in faſt allen Staaten iſt das Heer der Arbeits⸗ 
loſen kleiner geworden. 

Aber auch die Erhebungen in den einzelnen Wirtſchafts⸗ 
zweigen zeigen eine deutliche Aufwärtsentwicklung. Aus 
bisher bekanntgewordenen amtlichen Statiſtiken über Beſchäf⸗ 
tigung und Ausfuhrtätigkeit der Kohleninduſtrie in den wich— 


tigſten europäiſchen Kohlenländern und der U. S. A. im erſten 


Jahresdrittel 1934 geht unverkennbar hervor, daß die ſeit 
Monaten zu beobachtende Belebung ſich faſt überall in der 
Welt unaufhaltſam weiter durchgeſetzt hat. 

Die Produktion der hier in Frage kommenden Staaten 
hat in den erſten vier Monaten dieſes Jahres ſchon einen 
Auftrieb oon insgeſamt 47965000 Tonnen Kohlen erfahren; 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika haben entſprechend 
ihrem mächtigen Kohlenareal naturgemäß den Löwenanteil 
mitbekommen und durften allein 34458000 Tonnen ihrem 
Konto gutſchreiben. Aber ebenſo erhöhte England das eigene 
Förderquantum gegenüber 1933 um 6111000 Tonnen und 
Deutſchland folgte mit einer Mehrproduktion von 5 240 000 To. 

In gewiſſem Abſtand folgen darauf Polen mit 875000 
Tonnen Ueberſchuß, Frankreich mit 627000, das Saargebiet 
mit 316000 und Belgien mit 338000 Tonnen. 

Nur unweſentlich hat aber der Export dieſes erfreuliche 
Aufwärtsſtreben beeinflußt, das wohl einzig dem raſch zuneh— 


menden Kohlenkonſum der friſch aufblühenden nationalen Wirt⸗ 


ſchaft, ſpeziell der Schwer⸗ und Kriegsinduſtrie, in den führen⸗ 
den Staaten der Welt zu danken iſt. 

Es erweiſt ſich dies ſchon darin, daß der Export in der 
fraglichen Periode bei den betreffenden Ländern nur verhältnis» 
mäßig ſchwach um 2180847 Tonnen geſtiegen iſt, alſo noch 
keine 5 Prozent des tatſächlichen Produktionsgewinnes von 
rund 48 Millionen Tonnen. Deutſchland kann allerdings die 
Hälfte des Exportes, das heißt 1091035 Tonnen für ſich buchen, 
Polen brachte es trotz britiſcher Kohlenkonvention und handels⸗ 
politiſchem Druck im Norden auf 427536 und die U. S. A. auf 


510718 Tonnen Ueberſchuß, wogegen die übrigen Länder, wenn 

ſie auch allgemein günſtiger als im Vorjahre abſchnitten, ein⸗ 

ſchließl. Großbritanniens zuſammen knapp 150000 Tonnen 

Ueberſchuß zu verzeichnen haben. Anhand nachſtehender Zu— 

ſammenſtellung ergibt ſich Kohlenproduktion und Export in 

den wichtigſten n 
1934 


1933 

Kohlenproduktion in Januar / April Januar / April 
England 77670000 71559000 
Deutſchland 39 806 000 34 566000 
Saargebiet 3658000 3342000 
Polen 9141000 8266000 
Frankreich 16 104 000 15477000 
Belgien 8782000 8444 000 
TED 135257 100799000 

Insgejamt 290418000 242 453 000 


Folglich eine Mehrproduktion von 47965000 Tonnen. 


1934 1933 
Kohlenexport von Januar / April Januar / April 
England 12243 379 12191886 
Deutſchland 6860 952 5769917 
Polen 3251880 2824344 
Frankreich 984 535 918738 
Belgien 1252297 1218029 
U. S. A. 2124432 1613714 


Insgeſamt 26717475 gegen 24536628 
Alſo ein um 2180874 Tonnen erhöhter Export. 


Wenn wir der Entwicklung in der Kohleninduſtrie ganz 
beſondere Beachtung ſchenken, dann aus dem Grunde, weil 
Oberſchleſiens geſamte Wirtſchaft direkt von der Lage im Berg— 
bau abhängig iſt; dann aber auch, weil der Verbrauch von 
Kohlen ein Maßſtab iſt für den Stand der Konjunktur über 
haupt. Wir können es uns daher verſagen, zu den Verhält— 
niſſen in der Eijen- und Zinkinduſtrie beſonders Stellung zu 
nehmen, doch liegen die Verhältniſſe daſelbſt ähnlich, wie die 
in der Kohleninduſtrie. 

Die Landwirtſchaft hat allerdings bisher keine durchgreifende 
Beſſerung zu erzielen gehabt. Der letzte Bericht des Warſchauer 
Konjunktur-⸗Inſtituts gibt ein peſſimiſtiſches Bild von der Lage 
der Agrarwirtſchaft. Im erſten Halbjahr 1934 ſeien die Preiſe 
für faſt alle Erzeugniſſe der Viehzucht weiter gefallen. 


So erfreulich die Tatſache iſt, daß Produktion und Kon⸗ 
ven in allen Induſtriezweigen ſich in der Aufwärtsbewegung 
befinden, ſo bedauerlich ift es, daß der Welthandel ſich nicht 
richtig entwickeln kann. Der Welthandel liegt arg darnieder. 
Von Tag zu Tag wachſen die Schwierigkeiten, die ſich ſeiner 
Erholung in den Weg geſtellt haben. Die Zollmauern ſind 
erheblich ausgebaut und erhöht worden, faſt alle Regierungen 
haben dem Außenhandel irgendwelche Feſſeln auferlegt; viel— 
fach aus dem Zwange heraus, die für die Einfuhr und die Ub- 
Keypad, der Schuldenbezahlung notwendigen Deviſen ſicherzu— 
tellen. 

Der Welthandel leidet unter dem allgemeinen Mißtrauen. 
Das Scheitern der Abrüſtungskonferenz hat dieſes Mißtrauen 
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überall bejtätkt. Das Vertrauen auf die Vorteile der inter: 
natinalen Arbeitsteilung hat einer tiefen Skepſis eben dieſen 
Vorteilen gegenüber Platz gemacht. Hier äußert ſich der Wille 
zu einer Neuordnung auf nationaler Grundlage, durchaus nicht 
nur in Deutſchland, ſondern in allen maßgeblichen Staaten. Dieſes 
Beſtreben ſchlägt zuweilen in wirtſchafliche Unvernunft über. 


Die Völker glauben es ſei möglich, Exportüberſchüſſe auf 
die Dauer zu erzielen. So ſtrebt jedes Volk nicht etwa nur 
den Ausgleich ſeiner Leiſtungen durch entſprechende Gegen— 
leiſtungen an, ſondern es wünſcht darüber hinaus ein Mehr, 
einen Ueberſchuß. Dabei iſt jedes Mittel recht. Die Währungen 
werden herabgeſetzt um die Konkurrenzfähigkeit zu ſteigern, 
das inländiſche Preisniveau wird durch Zwangseingriffe dauernd 
verändert oder auf irgendwelcher künſtlichen Höhe gehalten. 
Schleuderexport wird empfohlen, Dumping iſt direkt international 
geſellſchaftlich geworden. Hinzu kommt die zunehmende Un— 
kenntnis hinſichtlich der internationalen Wirtſchaftsfragen in 
den Kreiſen, welche über die internationale Wirtſchaftspolitik 
enſcheiden. 

Der Krieg iſt vor nunmehr 20 Jahren ausgebrochen. 
Inzwiſchen ſind alſo recht viele Menſchen herangewachſen, die 
das gute Funktionieren der internationalen Wirtſchaft vor 
dem Kriege nur noch vom Hörenſagen kennen, in lauter 
Schwierigkeiten aufgewachſen ſind, und nur unzureichende 
Möglichkeiten kennen, dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden. 


Die Hoffnung auf eine Ordnung der internationalen 
Handelsverhältniſſe wächſt mit dem Beſtreben auf die Schaffung 
neuer Großräume. Die Völker und ihre ſoeben gekennzeichneten 
Wirtſchaftsführer lernen einſehen, daß die Völker doch weit— 
gehend aufeinander angewieſen ſind, daß wenn ſie den einmal 
in Europa und Amerinkga erreichten Kulturpunkt halten wollen 
notwendig ein internationaler Handel und Leiſtungsaustauſch 
ſtattfinden muß. Die Wirtſchaftsgroßräume bilden alſo gewiſſer— 
maßen das Ferment einer künftigen Neuordnung, von der 


durchaus nicht gejagt iſt, daß ſie ſich der Form der Wirtſchafts— 
großräume bedienen wird. Menſchliches Denken geht ja 
bekanntlich nicht direkt, ſondern auf den Umwegen der Erfahrung 
auf das Ziel los. Eben dieſe aber müſſen in einer veränderten 
Welt vollſtändig neu geſammelt werden. Man wird alſo kaum 
damit rechnen können, daß die Schwierigkeiten in abſehbarer 
Zeit nachlaſſen werden. Wir dürfen ſogar im Gegenteil erwarten, 
daß ſie noch größer werden. 

Die Feſtſtellung über den Aufſchwung der Konjunktur 
zwingt die oberſchleſiſche Angeſtelltenſchaft zu einer ernſten 
Betrachtung über die hieſigen Verhältniſſe. Auch die ober— 
ſchleſiſche Induſtrie hat in den letzten Monaten eine ſteigende 
Produktion zu verzeichnen gehabt und iſt an dem Export— 
überſchuß im beſonderen Maße beteiligt. Lsogiſcherweiſe dürfte 
daher keine Notwendigkeit mehr beſtehen für eine weitere 
Reduzierung von Angeſtellten. Doch dem iſt leider nicht ſo. 
Gegen alle Vernunft wird in den oberſchleſiſchen Großbetrieben 


nach wie vor ein Angeſtelltenabbau vorgenommen, der die 


noch tätigen Angeſtellten nicht zu Ruhe kommen läßt. Früher 
operierte man, um den Abbau von Angeſtellten zu begründen, 
mit der ſtereotypen „Wirtſchaftskriſe“, heute werden angeblich 
„Reorganiſierungen“ in den Betrieben vorgenommen und in 
Kürze wird man wiederum eine neue Begründung für den 
Abbau deutſcher Angeſtellten gefunden haben. Es drängt ſich 
daher bei derer Betrachtung dieſer Dinge jedem Menſchen die 
Vermutung auf, daß für die Beſeitigung deutſcher Angeſtellten 
jedes Mittel recht iſt. Berückſichtigt man, daß die entlaſſenen 
deutſchen Angeſtellten, die mitunter ein Lebensalter ihrem 
Unternehmen ihre beſten Kräfte zu Verfügung geſtellt und 
ihren dienſtlichen Verpflichtungen in jeder Hinſicht treu nach— 
gekommen ſind, ſo wird einem der Unſinn dieſer Ent— 
laſſungen in ſeiner ganzen Tragweite klar. Trotz erhöhter 
Produktion, trotz feſtgeſtellten Konjunkturaufſchwunges und 
eines vor kurzem geſchloſſenen Verſtändigungspaktes, weitere 
Entlaſſungen. Wo bleibt da die Vernunft? 


Neue Richtlinien bei Erteilung des Armenrechtes. 


Die Erteilung des Armenrechtes zur Durchführung von 
Prozeſſen iſt neu geregelt worden. Nach der neuen Verord— 
nung, die bereits ſämtlichen Amtsvorſtänden und Magiſtrats— 
behörden zugeſtellt worden iſt, darf das Armenrecht nur zu— 
erkannt werden: Ledigen, deren monatliches Einkommen 
50 zl. nicht überſchreitet, Verheirateten ohne Kinder mit einem 
monatlichen Einkommen bis zu 70 zl. und Verheirateten mit 
Familie ohne Rückſicht auf die Anzahl der Kinder, die nicht 
mehr als 100 zl. monatliches Einkommen haben. Ueberſteigt 
das monatliche Einkommen des Antragſtellers 100 zl., dann 
kann die betreffende Kommunalbehörde das Armutszeugnis 
wohl ausſtellen, doch liegt die Entſcheidung, ob die Klage auf 
Grund des Armenrechtes durchgeführt wird, beim zuſtändigen 
Gericht. 

Zweifellos wird dieſe Verordnung in den Kreiſen der 
Angeſtellten und Penſionäre große Enttäuſchung auslöſen. 
Bisher blieb die Entſcheidung, ob in dieſem oder jenem Falle 
das Armenrecht bewilligt wird, den Amtsvorſtänden und 
Polizeibehörden vorbehalten. Dem Erſuchen um Erhalt des 
Armenatteſtes wurde im allgemeinen entſprochen. 

Unſere Mitglieder, die dem Verbande ſchon 2 Jahre an— 
gehören, ohne Rückſicht darauf, ob fie tätig, oder bereits 
ſtellungslos ſind, brauchen ſich ob dieſer Verordnung keine 


grauen Haare wachſen zu laſſen. Wir ſind ſtolz darauf, feſt— 
ſtellen zu können, daß unſere Mitglieder, ſoſern ſie gezwungen 
waren, ein ordentliches Gericht anzurufen, garnicht nötig hatten, 
das Armenrecht überhaupt in Anſpruch zu nehmen, da ihnen 
der Verband freien Rechtsſchutz mit allen ſich hieraus 
ergebenden Konſequenzen (freien Rechtsbeiſtand, Bezahlung 
der Gerichtskoſten, Vorſchußleiſtung für Zeugengebühren uſw.) 
gewährte. 

Die Verordnung ſollte daher allen denen zu denken geben, 
die noch nicht organiliert find, aber über kurz oder lang in 
die unangenehme Lage geraten können, ein ordentliches Gericht 
anrufen zu müſſen. Es iſt ferner zu berückſichtigen, daß der 
Kläger bei Einreichung der Klage noch 3 Prozent des Streit— 
wertes für Gerichtskoſten der Gerichtskaſſe hinterlegen und 
daß bei Zuziehung eines Rechtsanwalts von vornherein ein 
größerer Koſtenvorſchuß gezahlt werden muß. Daher iſt es 
faſt ausgeſchloſſen, daß Angeſtellte und Penſionäre in Zukunft 
mit eigenen Mitteln Prozeſſe, ſelbſt wenn ihnen das größte 
Unrecht zugefügt wurde, werden führen können. 

Nur eine, auf realer Baſis und geſunder Finanz⸗ 
gebarung aufgebaute Organiſation iſt der beſte Unter: 
pfand für die Erhaltung der ſozialen und tariflichen 
Rechte. 


Wem kann ein Wohnungsmoratorium erteilt werden? 


Eine wichtige Entſcheidung des Juſtizminiſteriums. 


Aufgrund des Art. 23 des Mieterſchutzgeſetzes kann das 
Gericht, bezw. das Mietseinigungsamt von amtswegen oder 
auf Antrag des Beklagten die Durchführung einer ausgeſpro— 
chenen Exmiſſion ſiſtieren und die ausgeſprochene Exmiſſion auf 
die Dauer von ſechs Monaten verſchieben, ſofern eine ſolche 
Verſchiebung durch die Lage des Beklagten und beſonders dadurch 
begründet iſt, daß er durch Verhältniſſe, die nicht von ihm ab— 
hängen, ohne Arbeit bleibt. 

Das Juſtizminiſterium hat kürzlich in Sachen des Wohnungs— 
moratoriums an alle Gerichte ein Rundſchreiben gerichtet, dem 
eine ſehr große Bedeutung beizumeſſen iſt. 

Die Gerichte gingen bisher von dem Standpunkt aus, 
daß die Aufhaltung einer bereits ausgeſprochenen Exmiſſion 


nur dann angeordnet werden kann, wenn der Beklagte in 
einem der öffentlichen Arbeitsvermittlungsämter regiſtriert 
worden war und eine entſprechende amtliche Beſcheinigung 
vorlegen konnte. Das Juſtizminiſterium verneint dieſen Stand— 
punkt, denn Abſatz 2 Artikel 23 des Mieterſchutzgeſetzes macht 
die Erteilung eines Moratoriums grundſätzlich von der Lage 
des Beklagten abhängig und führt Arbeits loſigkeit nur beijpiels» 
weiſe an. Weiter ſagt ebenbenannter Artikel, daß das Gericht 
im Bedarfsfalle amtliche Belege einfordern kann. Das Rund— 
ſchreiben betont ausdrücklich, daß unter Arbeitsloſigkeit nicht 
nur ſolche Fälle zu verſtehen ſind, in denen der Beklagte vor— 
her in einem Dienſtverhältnis ſtand und demzufolge ſpäter im 
Arbeitsvermittelungsamt als Arbeitsloſer regiſtriert wurde, 
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ſondern auch Fälle, in denen obige Vorausſetzung nicht 
zutrifft. | 

Die Entſcheidung betrifft außer Angeſtellten und Arbeitern 
auch diejenigen Gewerbetreibenden und ſelbſtändigen Hand— 
werner, die infolge der Wirtſchaftskriſe der letzten Jahre ihre 
Exiſtenz aufgeben mußten und nun nicht mehr in der Lage 
ſind, ihren Mietsverpflichtungen nachzukommen. 


Das Rundſchreiben nennt zum Schluß die Aemter bezw. 
öffentlichen Inſtitutionen, die zur Ausſtellung von Beſcheinigun— 
gen über die Arbeitsloſigkeit befugt ſind. Es ſind dies außer 
den Arbeitsvermittelungsämtern die Stadt- und Gemeinde— 
verwaltungen, ferner die Handels-, Handwerks-, Landwirt— 
Ihaftskammern uſw. 


Zwei anerkennenswerte Betriebsordnungen in Deutſchland. 


Zu den erſten uns bekanntgewordenen Betriebsordnungen, die 
auf Grund des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit erlaſſen 
find, gehören die Betriebsordnung der Bank der Deutſchen Arbeit 
AG, Berlin, und die Vetriebsordnung der Firma Otto Wolff, Eiſen— 
großhandlung in Köln, nebſt Zweiggeſchäften. Beide Betriebsord— 
nungen ſtellen die Verpflichtung voran, daß Betriebsführer und 
Gefolgsleute zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat zu arbeiten 
haben; beide zeichnen ſich aus durch ein hohes Maß von Bereitſchaft. 
fur das Wohl der Gefolgsleute zu ſorgen. 

Die Betriebsordnung der Bank der Deutſchen Arbeit ſetzt die 
Wochenarbeitszeit auf 40 Stunden feſt; fällt der 20. April, der Ge— 
burtstag des Führers, auf einen Werktag, jo gilt die für Sonnabends 
feſtgeſetzte kürzere Tagesdienſtzeit. Das Gehalt wird im allgemeinen 
monatlich im voraus gezahlt; die nach der Tarifordnung errechneten 
Gehälter werden auf 5 RM. nach oben abgerundet. Ueberſtunden 
werden mit mindeſtens je 2 RM. vergütet. Haushalts- und Kinder— 
zulage ſind auf je 30 RM. monatlich feſtgeſetzt. Jährlich erhalten 
die Mitarbeiter Ende März und Anfang Dezember je ein halbes 
Monatsgehalt als Sondervergütung. Bei Krankenverſicherungs— 
pflichtigen trägt die Firma auch den Arbeitnehmeranteil in voller 
Höhe; die Nichtverſicherungspflichtigen erhalten eine monatliche Ber: 
gütung von 16 RM und verpflichten ſich dafür, mit ihren Familien— 
angehörigen einer Krankenkaſſe anzugehören. Außerdem trägt die 
Bank für alle Mitarbeiter die Beiträge zur Invaliden-, Angeſtellten— 
und Erwerbsloſenverſicherung. Männliche Mitarbeiter erhalten bei 
der Verheirabung eine Beihilfe; weiterhin wird ihnen bei der Geburt 
eines Kindes eine Beihilfe gezahlt. Weibliche Mitarbeiter, die ſich 
verheiraten, müſſen innerhalb dreier Monate nach der Eheſchließung 
ausſcheiden; fie erhalten eine Heiratsbeihilfe von 300 RM. Mit- 


arbeiter bis zu 300 RM. Bruttogehalt erhalten Eſſenmarken im 
Werte von 0,40 RM., bis zu 400 RM. ſolche im Werte von 0,25 
RM. für jeden Werktag, die bei Einnahme eines Mittageſſens im 
Hausſpeiſeraum in Zahlung gegeben werden können. Ueber den in 
der Reichstarifordnung vorgeſehenen Urlaub hinaus werden allen 
Mitarbeitern weitere drei Werktage Urlaub gewährt. 


Die Betriebsordnung der Eiſengroßhandlung Otto Wolff gibt 
allen Arbeitern und Angeſtellten nach mehr als Sjähriger Betriebs— 
zugehörigkeit einen erhöhten Kündigungsſchutz. Die Kündigungsfriſt 
beträgt bei einer Betriebszugehörigkeit zwiſchen 5 und 8 Jahren 
4 Monate zum Schluß des Kalendervierteljahres und erhöht ſich 
ſtufenweiſe, bis nach 20jähriger Betriebszugehörigkeit eine Kündi— 
gungsfriſt von 12 Monaten erreicht wird. Iſt ein Betriebsangehöri— 
ger länger als 25 Jahre im Betriebe, ſo wird ihm beim Ausſcheiden 
ein Jahresgehalt als Anerkennung für ſeine Dienſte gezahlt. Die 
regelmäßige Arbeitszeit beträgt 7% Stunden täglich, Sonnabends 
5½ Stunden. Der Urlaub beträgt, unabhängig von der Dauer 
der Betriebszugehörigkeit: im Alter von 14 bis 15 Jahren 18 Ar— 
beitstage, im Alter von 16 Jahren 12 Arbeitstage, im Alter von 
17 Jahren 9 Arbeitstage, im Alter von 18 bis 20 Jahren 6 Arbeits— 
tage, im Alter zwiſchen 20 und 25 Jahren 12 Arbeitstage, im 
Alter über 25 Jahre 18 Arbeitstage; er erhöht ſich nach 10jähriger 
Betriebszugehörigkeit auf 21 Arbeitstage, nach 20jähriger Betriebs— 
zugehörigkeit ſowie für Schwerkriegsbeſchädigte auf einen Monat. 
Neben den laufenden Bezügen wird beim Urlaubsantritt ein Urlaubs— 
geld in voller Höhe eines Monatsgehalts gezahlt, damit der Urlaub 
zur Erholung und zur Stärkung der Arbeitskraft voll ausgenutzt 
werden kann. 


Weitere Klarheit in der Sozialverſicherung in Deutſchland. 


Am 5. Juli 1934 hat die Reichsregierung ein Geſetz verkündet, 
das für das ſchaffende deutſche Volk eine beſondere Bedeutung hat. 
Es iſt das Geſetz über den Aufbau der Sozialverſicherung. Seine Auſ— 
gabe iſt ihm vom Geſetzgeber zugewieſen durch dieſen Einführungsſatz: 
„Um Zerſplitterung und Unüberſichtlichkeit in der Sozialverſicherung zu 
beſeitigen und durch eine einheitliche Zuſammenfaſſung ihre Leiſtungs— 
fähigkeit zu ſtärken, wird der Aufbau nach folgenden Grundſätzen vor— 
genommen . . .“ 

Das Geſetz ſchafft für das große Gefüge der Sozialverſicherung 
einen einheitlichen Rahmen. Es legt die Grundlinien für den organiſa— 
toriſchen Neuaufbau feſt und ermächtägt den Reichsarbeitsminiſter zum 
Erlaß der Vorſchriften, die zu ſeiner Durchführung erforderlich ſind. 

Straffer Aufbau forgt dafür, daß die Verſicherungsträger nicht 
mehr unvermittelt und ohne organiſche Beziehungen nebeneinander 
beſtehen. Die Verſicherungsarten und faſt alle Arten der bisherigen 
Verſicherungsträger aber bleiben erhalten, Eigenleben und Eigenver— 
antwortung iſt ihnen belaſſen, Verantwortung und Verantwortungs— 
freudigkeit wird beſtärkt. Es werden als Verſicherungszweige zuſam— 
mengefaßt: 

die Krankenverſicherung, 

die Rentenverſicherung der Arbeiter und Angeſtellten, 

die Unfallverſicherung und 

die Knappſchaftsverſicherung. 

Gemeinſchaftsaufgaben der Verſicherungsträger ſollen zweckmäßig 
gemeinſam durchgeführt werden. So hat nach den Ausführungen des 
Herrn Staatsſekretärs Dr. Krohn die Landesverſicherungsanſtalt von 
den Krankenkaſſen gemeinſchaftliche Aufgaben, der Krankenverſiche— 
rung zu übernehmen, u. a. den Betrieb von Heilanſtalten, Erholungs— 
heimen, Aufgaben der Bevölkerungs- und Geſundheitspolitik. Die 
Krankenkaſſen bleiben zwar ſelbſtändig und behalten ihre Verant— 
wortung. Die Landesverſicherungsanſtalt iſt ihnen aber vorgeordnet 
und ſoll die Gewähr für einheitliche Zuſammenarbeit der Kräfte von 
Kranken- und Rentenverſicherung bieten. Die Erſatzkaſſen der Kran— 
kenverſicherung werden in die Reichsverſicherungsordnung als Ber: 
ſicherungsträger eingereiht und treten, ſoweit es ſich um Kaſſen der 
Angeſtellten handelt, zur Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte in 


ein ähnliches Verhältnis wie die übrigen Kaſſen zu den Landesver— 
ſicherungsanſtalten. 

Die Bekämpfung der Volkskrankheiten ſoll erfolgreicher durch— 
geführt werden können. Neben der vorerwähnten Zuſammenfaſſung 
von gemeinſchaftlichen Aufgaben der Krankenverſicherung bei der 
Landesverſicherungsanſtalt dienen Vorſchriften über die Gemeinlaſt in 
der Krankenverſicherung dieſem Ziel. Die wirtfchaftliche Selbſtverant— 
wortung der Krankenkaſſe bleibt unberührt. 

Haushalts- und Rechnungsweſen der Verſicherungsträger wird 
unter dem Geſichtspunkt der Wirtſchaftlichkeit und Ueberſichtlichkeit 
einheitlich geſtaltet. Vorſchriften über einen einheitlichen Beitrags- 
einzug für die Kranken- und Rentenverſicherung können vom Reichs— 
arbeitsminiſter erlaſſen werden. Die Beiträge zur Sozialverſicherung 
ſollen von den Verſicherten und ihren Unternehmern zu gleichen 
eilen aufgebracht werden; ausgenommen hiervon ift die Unfall— 
verſicherung, zu der wie bisher die Unternehmer allein die Beiträge 
zu tragen haben. Die Verteilung der Beitragslaſt zu gleichen Teilen 
bringt für die Verſicherten in der Krankenverſicherung eine Verbeſ— 
ferung. Die Neuaufteilung wird aber erſt dann durchgeführt, wenn 
die beabfichtig'e Herabſetzung der Beiträge für die Arbeitsloſenver— 
ſicherung möglich iſt. 

Im Zuge der Einheitlichkeit iſt u. a. vorgeſehen, daß die Erſatz— 
kaſſen der Angeſtelltenverſicherung, deren größte der Beamtenver— 
ſicherungsverein des Deutſchen Bank- und Bankiergewerbes iſt, zu 
einem vom Reichsarbeitsminiſter zu beſtimmenden Zeitpunkt aufge— 
hoben werden. 

In der Aufſichtsbefugnis herrſchte bisher ſtarke Zerſplitterung. 
Jetzt iſt die oberſte Aufſichtsführung einheitlich für alle 
Verſicherungsträger dem Reichsverſicherungsamt zuge— 
wieſen. 

Straff iſt für jeden Träger der Sogialverſicherung 

das Führerprinzip 
durchgeführt. Die in den Geſetzen über die Sozialverſicherung bisher 
vorgeſehenen Organe der Verſicherungsträger fallen zu einem vom 
Reichsarbeitsminiſter feſtzuſetzenden Zeitpunkt fort. Es wird ein 
Leiter ernannt, der die Aufgaben und Vefugniſſe der in Wegfall 
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Berufskameraden! 


In den Sommermonaten konnten wir in unſerer Werbearbeit 
beträchtliche Erfolge erzielen. Unſere Werber waren auf dem 
Poſten und muſſen auch in den kommenden Monaten auf dem 
Poſten bleiben. Es ſind heute in den Arbeitsſtätten immer noch 
deutſche Angeſtellte, die unſerem Verbande nicht angehören. 
Dort iſt der Hebel anzuſetzen, um neue Anhänger für unſeren 
Verband zu gewinnen. Verſäumen Sie bitte aber nicht auch für 
die in unſerem Geſamtverband deutſcher Angeſtellten-Gewerk— 
ſchaften angeſchloſſenen Verbände, d i. für den Verband Ober⸗ 
ſchleſiſcher Techniker u. den Verband der weiblichen Handels⸗ 
und Bürvangejtellten zu werben. Jeder deutſche Angeſtellte 
und WVolksgenoſſe gehört in unſere Berufsgemeinſchaften. 
Er hat hier wirkſamen Schutz für die Wechſelfälle des Lebens. 


lommenden Organe hat. Die Ernennung des Leiters der Reichsver— 
ſicherungsanſtalt für Angeſtellte und der Reichsknappſchaft 3. B. er- 
folgt durch den Herrn Reichspräſidenten. 

Neben dem Leiter werden ein oder mehrere Stellvertreter beru— 
fen. Zur Unterſtützung des Leiters wird ein Beirat beſtellt. Er 
beſteht in gleicher Zahl aus Verſicherten des Verſicherungsträgers 
und Führern von Betrieben, deren Gefolgſchaft bei dem Verſiche— 
rungsträger verſichert iſt, einem Arzt und einem Vertreter der 
zuſtändägen Gebietskörperſchaft. Dem Beirat der Betriebskranken— 


„Monatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


kaſſen gehören Betriebsangehörige als Verſicherte und Vertreter des 
Führers des Betriebes mit gleicher Stimmenzahl an. Im Beirat 
der Landesverſicherungsanſtalt müſſen die verſchiedenen Arten der 
Krankenkaſſen vertreten fein. Die Aufſichtsbehörde beruft die Ver— 
ſicherten und die Führer von Betrieben und ihre Stellvertreter nach 
Anhörung der Deutſchen Arbeitsfront; bei Landkrankenkaſſen und 
landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften wird der Reichsbauern— 
führer gehört. Bei Betriebskrankenkaſſen beruft der Führer des Be— 
triebes ſeine Vertreter; die Verſicherten beruft die Aufſichtsbehörde 
nach Anhörung des Vertrauensrates. Der Arzt wird vom Reichs— 
ärzteführer benannt. Das ernſte Beſtreben, vorbeugend die Hebung 
der Volksgeſundheit noch mehr als bisher zu beeinfluſſen, wird in 
der Berufung des Arztes in den Beirat beſonders deutlich. Hier 
wird der Arzt geſundheitliche Schäden rechtzeitig erkennen, ihre 
Schwere vermindern und ſo ſegensreich für das ganze Volk wirken 
können. | 

Das Geſetz liefert „nur“ die Unterlagen des Neuaufbaues. 
Seine wenigen Paragraphen zeigen aber ſchon deutlich, daß der 
Neuaufbau ſich in klar geordneten Linien vollziehen wird. 

Die Durcharbeitung der Beſtimmungen läßt erkennen, daß das 
in einem ſpäteren Zeitpunkt zu erwartende Reichs verſiche⸗ 
rungsgeſetz ein organiſch klar gefügter Zweckbau werden wird, 
von ſchöner Sachlichkeit beherrſcht. Das ſchaffende deutſche Volk 
ſpürt mit Sicherheit: ein jeder wird ſich darin wohl und einheitlich 
fühlen. | 


Die Lage der Bankangeſtellten in Deutichland. 


Die erſte amtliche Angeſtellten-Gehaltserhebung. 


Die Gehaltsverhältniffe der deutſchen Angeſtellten ſind noch nie 
Gegenſtand einer allgemeinen Unterſuchung geweſen. Wir hatten 
zwar neben der Tariflohnſtatiſtik ſeit 1927 regelmäßige Erhebungen 
des Statiſtiſchen Retchsamtes über die tatſächlichen Verdienſte in der 
Wirtſchaft, fie erſtreckten ſich aber nur auf die Arbeiter. Bei den 
Angeſtellten, wo aus den Zahlen einer Tarifordnung noch viel weni 
ger ein Bild über die wirklichen Einkommensverhältniſſe zu gemin: 
nen iſt, war es in der Vergangenheit lediglich der Initiative der 
Verbände der Angeſtellten vorbehalten, durch eigene Gehaltserhebun⸗ 
gen einen Einblick in die materielle Lage ihrer Mitglieder zu ermög— 
lichen. Dieſe privaten Erhebungen, ſo verdienſtlich und wertvoll 
ſie auch waren, konnten natürlich nur über die Verhältniſſe der er— 
faßten Mitglieder berichten und gaben keinen in jeder Hinſicht als 
zutreffend anzuſehenden Querſchnitt durch die Lage in den einzel— 
nen Gewerbezweigen. 


Erſt im letzten Winter konnte auf Anregung des Sozialamtes 
der Deutſchen Arbeitsfront in Verbindung mit der Berufsgemein— 
ſchaft der Kaufmannsgehilfen an die Durchführung der amtlichen Ge— 
haltserhebungen für die Angeſtellten beſtimmter Gewerbezweige her— 
angegangen werden. Das Statiſtiſche Reichsamt hat mit großem 
Eifer und Verſtändnis in Zuſammenarbeit mit uns die Arbeit in 
Angriff genommen. Mit Rückſicht auf die im Winter ſtattgefundene 
große Unterſuchung über die Lage der Bankwirtſchaft wurde be— 
ſchloſſen, als erſten Gewerbezweig das Bankgewerbe heranzunehmen. 
Es fand eine ſorgfältig vorbereitete Fragebogenerhebung für den Mo— 
nat Februar 1934 ftatt. Das Statiſtiſche Reichsamt iſt trotz der ſtar— 
ken Inanſpruchnahme ſeiner zuſtändigen, verhältnismäßig kleinen, 
Abteilung ſchon jetzt in der Lage, ein abgeſchloſſenes Teilergebnis 
vorzulegen. 


Das 2. Juli⸗Heft von „Wirtſchaft und Statiſtik“ gibt eine genaue 
lleberficht über die Einkommensverhältniſſe der kaufmänniſchen Bank— 
angeſtellten in Berlin. Bei ihrer Beurteilung muß beſonders be— 
achtet werden, daß im Bankgewerbe die regelmäßig gezahlten Gra— 
tifikationen (ein halbes Monatseinkommen zu Weihnachten und ein 
halbes Monatseinkommen im April) ſeit mehreren Jahren tariflich 
feſtgeſetzt ſind. Darum werden ſie in ſteuerlicher Hinſicht und in 
bezug auf die Beiträge zur Sozialverſicherung dem laufenden Mo— 
natseinkommen zugeſchlagen und ſind daher auch bei der amtlichen 
Gehaltserhebung mit berückſichtigt worden. So kommt es, daß für 
die erfaßten 13778 kaufmänniſchen Bankangeſtellten in Berlin ein 
Durchſchnittseinkommen von 311,23 RM. angegeben wird. Dieſe 
Zahl, die ſich auf ein Durchſchnittsalter von 34 Jahren bezieht, iſt 
aber keineswegs ein Anhaltspunkt für die Lage im geſamten Bank— 
gewerbe. Abgeſehen davon, daß in der einheitlichen Reichstariford— 
nung für das deutſche Bankgewerbe Abzüge nach Ortsklaſſen bis 
zu 16 v. H. feſtgelegt ſind, bringen die Aufgaben der großen Vank— 
zentralen es mit ſich, daß bei ihnen bedeutend mehr ältere Berufs— 
kameraden und auf qualifizierten Poſten beſchäftigt werden, als es 


bei den Bankfilialen und den mittleren und kleineren Banken im 
Reich ſonſt der Fall iſt. 

Die 311,23 RM. Durchſchnittsgehalt ſtellen wegen der Einrech— 
nung der gratififationsähnlichen Sonderzahlungen nur ein laufendes 
Monatseinkommen von brutto 287.29 RM. dar. Die Abzüge für 
Lohnſteuer, Bürgerſteuer, Eheſtands- und Arbeitsloſenhilſe machen 
durchſchnittlich 30,29 RM. aus. Die Arbeitnehmerbeiträge zur So— 
zialverſicherung erfordern 21,16 RM., ſo daß nach dieſen Abzügen 
von zuſammen 51,45 RM. 

das laufende Monakseinkommen netto 235.84 RM. 

beträgt. Unter Berückſichtigung der in Verlin ſelbſtverſtändlich hohen 
Fahrgeldaufwendungen für den Weg zur Arbeitsſtätte und in Un: 
betracht der hohen Berliner Mieten verbleibt den Bankangeſtellten i! 
Berlin im Durchſchnitt eine Summe, die nur eine recht beſcheiden 
Lebenshaltung ermöglicht. 

Wir ſehen von einem Eingehen auf die Gliederung der Berliner 
Bankangeſtellten nach Gehaltsgruppen und anderen Beſonderheiten 
ihres Dienſtverhältniſſes ab, da über dieſes Gebiet in der Fachgrup— 
penzeitfehrift „Der Vank-Kaufmann“ ausführlich berichtet wird. Für 
weitere Kreiſe iſt aber ein anderes Ergebnis als ſehr bemerkenswert 
herauszuſtellen, der Einblick in die Familienſtruktur. Von den er— 
faßten 10 715 männlichen Bankangeſtellten haben 9595 das 24. Le⸗ 
bensjahr überſchritten. (Das darf jedoch nicht ohne weiteres auf 


eine beſondere Ueberalterung in den Berliner Bankbetrieben ſchlie— 


ßen laſſen, weil bei der Erhebung weder die Lehrlinge und jugend— 
lichen Angeſtellten, noch die techniſchen Bankangeſtellten erfaßt wor- 
den ſind, wie ſie andererſeits nach oben dadurch begrenzt worden iſt, 
daß nur verſicherungspflichtige Angeſtellte einbezogen wurden.) 
Von den 9595 männlichen Angeſtellten der Berliner Banken übe 
24 Jahre bezogen nur 6854 die Verheiratetenzulage. Die Gliederung 
zeigt, daß in der Schicht zwiſchen dem 25. und 30. Lebensjahr die 
Verheirateten kaum die Hälfte ausmachen. 

Auf die 6854 Familien wurden aber nur 5031 tariflihe Kinder- 
zulagen (bis zum vollendeken 18. Lebensjahr) gewährk. 

Auf je 2 im heiratsfähigen Alter ſtehende Bankangeſtellte komme! 
alſo kaum 1 Kind aus den Familien der eigenen Verufskreiſes. Der 
iſt eine ſehr ſchwerwiegende Feſtſtellung. 

Als erfreulich verdient mitgeteilt zu werden, daß 55,2 v. H 
aller Beſchäftigten außertarifliche Zulagen erhalten. Die Zulagen 
machen auf das tariflich beſtimmte Einkommen aller Beſchäftigten zu— 
ſammengenommen bereits 6,9 v. H. aus und werden nicht nur in den 
höheren Leiſtungsgruppen, ſondern auch in der niedrigſten Tarif— 
gruppe gewährt. Es ſind dieſe ſogenannten Leiſtungszulagen wie 
die Sozialzulagen und die im Erhebungsmonat ausgezahlten Ueber— 
ſtundenvergütungen mit in die oben genannten Durchſchnittsbezüge 
eingerechnet. Die Erhebung gibt auch für jede Gruppe eine Ueber— 
ſicht über die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialverſicherung, die bei vie— 
len Banken wegen der beſonderen Alters- und Hinterbliebenenverſor— 


9. Jahrgang. 


gung der Bankangeſtellten in einer Erſatzkaſſe zur RfA. höher als 
in anderen Gewerbezweigen ſind. Im Durchſchnitt ergibt ſich ein 
Arbeitgeberbeiirag zur Sozialverſicherung von 21,72 RM., jo daß 
alſo das Handlungsunkoſten-Konto eine monatliche Belaſtung für 


„Monatsweiſer“ 


Die Altersverſorgung 


Der Jahresabſchluß der größten Erſatzkaſſe zur Angeſtellten— 
verſicherung, des Beamtenverſicherungsvereins ſür das deutſche Bank— 
und Bankiergewerbe, kann über den Kreis der Beteiligten hinaus 
die Aufmerkſamkeit unſerer Berufskameraden aus wirtſchaftlichen und 
fozialen Gründen beanſpruchen. „Der Bank-Kaufmann“, die Zeit— 
ſchrift der Fachgruppe Banken und Sparkaſſen in der DA, berichtet 
in der letzten Nummer ausführlich über die Lage dieſes Verſiche— 
rungsvereins auf Gegenſeitigkeit, der bereits durch ſein Vermögen 
von 175 Mill. RM auch in finanzieller Hinſicht bedeutend iſt. Da dieſe 
abgekürzt BV genannte Einrichtung mit ihren 57 200 Verſicherten 
die Alters- und Hinterbliebenenverſorgung des weitaus größten Tei— 
les der Arbeitskameraden im privaten Bankgewerbe iſt, geben der 
Jahresabſchluß für 1933 und die Berichterſtattung in der General— 
verſammlung vom 24. Juni einen bemerkenswerten Einblick in 
die ſoziale Struktur der Bankbetriebe. Der Perſonalabbau des letz— 
ten Jahrzehnts zeigt ſich darin, daß den 57 200 beitragzahlenden Mit— 
gliedern rund 16000 Rentenempfänger gegenüberſtehen. 52.1 v. 9. 
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jeden kaufmänniſchen Bankangeſtellten in Berlin mit 311,23 RM. 
plus dieſe 21,72 RM., alſo mit 332.95 RM., erfährt, während der 
einzelne Angeſtellte durchſchnittlich am Gehaltsauszahlungstag nur 


netto die genannten 235.84 RM. erhält. Sch. 
der Bankangeſtellten. 
der Mitglieder haben das 35. Lebensjahr überſchritten. Trotzdem 


iſt durch entſprechende Leiſtungsänderungen das volle Anwartſchaſts— 
deckungsverfahren zu Anfang d. J. zur Durchführung gekommen. 
Da im Lanfe der nächſten Jahre die Auswirkungen dieſer Leiſtungs— 
herabſetzungen die verſicherungstechniſche Bilanz völlig ausgleichen 
werden, hat jeder verſicherte Bankangeſtellte die Gewähr für die 
zukünftige Erfüllung der ihm verbrieften Leiſtungsanſprüche. Aus 
der Ueberalterung im Verſicherungsbeſtand der großen Penſionskaſſe 
des Bankgewerbes darf aber nicht auf eine Ueberalterung unter den 
Bankangeſtellten geſchloſſen werden. Berückſichtigt man neben eini— 
gen anderen Faktoren die Tatſache, daß die faſt 8000 nicht mehr 
tätigen, aber freiwillig ihr Verſicherungsverhältnis fortſetzenden Mit— 
glieder ſich durchweg im höheren Lebensalter befinden, dann zeigt 
ſich, daß die gegenwärtige Alters zuſammenſetzung in den Bankbetrie— 
ben noch etwas unter dem heutigen Altersaufbau des deutſchen 
Volkes liegt. 


Gegen die Verwirkungstheorie im Arbeitsrecht! 


Um der Rechtsſicherheit willen iſt es notwendig, daß Leiſtungs— 
anſprüche, die jemand gegen einen andern zu haben glaubt, innerhalb 
einer angemeſſenen Friſt nach ihrer Entſtehung geltend gemacht wer— 
den. Der angebliche Schuldner muß davor geſchützt ſein, daß er 
noch nach beliebig langer Zeit vor Forderungen geſtellt wird, deren 
Berechtigung einfach deshalb nicht mehr einwandfrei entſchieden wer— 
den kann, weil ſie zeitlich ſchon zu lange zurückliegen. Dieſem Zweck 
dienen die Verjährungsfriſten des Bürgerlichen Gefetzbuches, die die 
Verjährung je nach Art der Forderung unterſchiedlich feſtſetzen. 
beträgt die Verjährungsfriſt für Lohn- und Gehaltsanſprüche zwei 
Jahre, gerechnet vom Ende des Kalenderjahres ihrer Entſtehung. Die 
Verjährungsfriſt für das Gehalt des Monats Auguſt 1934 läuft alſo 
3. B. am 31. Dezember 1936 ab. 

In den letzten Jahren hat ſich allerdings, ausgehend von den 
beſonderen Verhältniſſen des Aufwertungsrechts, bei den Gerichten 
die Neigung entwickelt, ohne Rückſicht auf die normalen Verjährungs— 
friſten Gehaltsanſprüche bereits erheblich früher für „verwirkt“ zu 
erklären, mit der Begründung, die Geltendmachung des Anſpruchs fei 
ungebührlich hinausgezögert worden. Dabei iſt naturgemäß die Auk— 
faſſung über das Maß der „ungebührlichen Verzögerung“ je nach der 
perſönlichen Meinung des Richters verſchieden. Immer iſt aber dieſe 
Verwirkungsfriſt kürzer als die geſetzliche Verjährungsfriſt. Für den 
betreffenden Angeſtellten oder Arbeiter hat die Anwendung der Ver— 
wirfungsiheorie auf jeden Fall Rechtsunſicherheit und Rechtsver— 
ſchlechterung zur Folge. 

Den Beſtrebungen, die Anſpruchsverwirkung auf immer weitere 
Gebiete auszudehnen, iſt das Reichsarbeitsgericht kürzlich ſehr deutlich 
entgegengetreten. Es hat ſich aber leider noch nicht dazu beftinnmen 
laſſen, den Gedanken der Verwirkung ganz allgemein abzulehnen; es 
hat ihn insbeſondere auch für das Arbeitsrecht noch ausdrücklich vor— 
behalten. 

Zu dieſer Haltung hat zweifellos der Umſtand mit beigetragen, 
daß viele Tarifordnungen aus der Zeit der Tarifverträge her noch 


So 


Verwirkungsklauſeln für Gehaltsanſprüche, Ueberſtundengelder ufw 
enthalten. Es darf aber nicht überſehen werden, daß dieſe Verwir— 
kungsklauſeln keine überzeugt bejahten Vereinbarungen, ſondern ein 
unerſreuliches Ergebnis des Machtkampfes zwifſchen Arbeitgeberver— 
bänden und Gewerkſchaften waren; von ihrer Aufnahme wurde zu— 
weilen der ganze Tarifvertrag abhängig gemacht. Die Willkürlichkeit 
des Zuſtandekommens dieſer Verwirkungsklauſeln erhellt am beſten 
aus der großen Verſchiedenheit im Ausmaß der Verwirkunggsfriſt. 


Es läßt ſich überhaupt nur ein einziger Grund für die Anwen— 
dung des Verwirkungsgedankens anführen: die Notwendigkeit für den 
Unternehmer, genau kalkulieren zu können und ficher zu wiſſen, daß 
ſeine Kalkulation nicht durch unvermutete Gehaltsnachforderungen 
beeinträch igt wird. Der nationalſozialiſtiſche Unternehmer, der die 
Tarifordnung gewiſſenhaft einhält, hat keine ſeine Kalkulation über 
den Haufen werfenden Nachſorderungen zu gewärtigen. Der un: 
ſoziale Unternehmer aber, der ſich über die Tarifordnung hinwegzu— 
ſetzen verſucht, darf nicht erwarten, daß ihn die Geſetzgebung oder 
die Rechtſprechung vor den Folgen feines Handelns ſchützt. 


Es kann deshalb mit Recht gefordert werden, daß der Verwir— 
kungsgedanke auch im Arbeitsrecht gänzlich beſeitigt wird. Eine 
Forderung darf erſt dann als ungebührlich lange verzögert angeſehen 
werden, wenn fie nach den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſen— 
buches verjährt iſt. 


In der Rechtſprechung hat ſich, wie geſagt, dieſer Standpunkt 
noch nicht allgemein durchgeſetzt. Immerhin bedeutet es einen wert— 
vollen Anſatz, daß das Arbeitsgericht Berlin in einem Urteil vom 
20. Juni d. J. entſchieden hat: Verzichte auf Teile der tariflichen 
Mindeſtlöhne oder Mindeſtgehälter ſind in jedem Falle nichtig und 
frei widerruflich, ohne Rückſicht darauf, ob ſie ausdrücklich oder ſtill— 
ſchweigend, und aus welchen Gründen ſie ausgejprochen find. 


Im Berufe. 


Kunſt und Können beim verkauf. 


Der Amerikaner behauptet gern, Verkaufen ſei eine Kunſt und 


darum nicht erlernbar; entweder ſei man ein Künſtler oder man ſei 
es eben nicht. Iſt dem wirklich ſo, oder ſollte nicht doch auch das 
Verkaufen erlernbar ſein? Ich kann mir nicht denken, daß die Ver— 
kaufspraktiker alle ihre Laufbahn als „Künſtler“ begonnen haben; 
haben ſie nicht vielmehr auch von Anfang an das Verkaufen lernen 
müſſen? Muß nicht auch der Maler lernen, um Maler zu werden? 
Muß nicht auch der Klaviervirtuoſe lernen und immer wieder lernen 
bis er wirklicher Künſtler iſt? Ueberflüſſig iſt es, zu erwähnen, daß 
eine gewiſſe angeborene Begabung vorhanden ſein muß. Wer taub 
iſt, kann natürlich kein Muſikkünſtler werden, wer blind iſt, kann 
kein Maler werden, wer unintelligent und menſchenſcheu iſt, kann 


kein Verkaufspraktiker werden. 
iſt es ein Können? 

Unter Künſtlertum verſteht man im allgemeinen zweierlei: Ein— 
mal eine geniale Begabung, aus welcher Leiſtungen über dem Durch— 
ſchnitt geſtaltet werden und ferner einen ausnahmsweiſe hohen Grad 
des Könnens. Sollten wir nun denjenigen als Verkäufer anerken— 


Iſt Verkaufen aber eine Kunſt oder 


nen, der „Künſtler“ im Verkaufen iſt, oder auch den, der verkaufen 


kann? Warum ſollen wer allen den Verkäufern die Eignung als 
Verkäufer aberkennen, die nicht jene höchſte Stufe des Verkaufenkön— 
nens erreicht haben? 

In jeder Stadt wird es einen Bäcker geben, der das Brot am 
beiten zu backen verſteht, und feine Kollegen werden an ihn nicht 
heranreichen. Sollte man deshalb den Schluß ziehen, Backen fei 
eine Kunſt, und darum nicht erlernbar? Ja, natürlich, das Backen 
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des einen Bäckers iſt beſſer als das des anderen. Deshalb überragt 
er eben die anderen Bäcker und wird als „Künſtler“ bezeichnet. Aber 
iſt deshalb Backen eine Kunſt, und darum nicht erlernbar? 

Wenn einzelne Verkäufer ſich zu ſogenannten „Kanonen“ ent— 
wickeln, die es den Berufskameraden voraustun, darf man darauf 
den Schluß ziehen, daß das Verkaufen eine Kunſt und deshalb nicht 
erlernbar iſt? u: 

Es gibt nirgends den Gegenſatz: hie Künſtler — hie Garnichts— 
könner, ſondern überall gibt es kaum feſtſtellbare Uebergänge vom 
„Künſtler“ über den tüchügen, mittleren und mäßigen Könner zum 


Stümper. Will man wirklich alle Nicht,künſtler“ als Nichtkönner 
betrachten? Verkaufskunſt kann man nicht lernen, denn die gibt es 
gar nicht. Aber Verkaufen kann man lernen, denn Verkaufen iſt 


keine Kunſt, ſondern ein Können. Damit werden keineswegs die 
Schwierigkeiten des Verkaufens in Abrede geſtellt. 

Verkaufen kann demnach jeder lernen, der durchſchnittlich begabt 
iſt und den Umgang mit Menſchen verſteht, denn — was iſt Ver— 
kaufen? Es iſt ja doch nicht ein ſechſter Sinn, der nur einzelnen 
Menſchen angeboren iſt, ſondern es iſt mit den fünf angeborenen 
Sinnen erfaßbar. 

Verkaufen heißt: Ware vom Menſchen zum Menſchen bringen, 
und zwar nicht ſtillſchweigend, wie es auch der Automat macht, 
ſondern begleitet durch ein Verkaufsgeſpräch. Verkauſen bedeutet 
demnach: Ueber Ware zum Menſchen ſprechen. Unterſuchen wir 
weiter, ſo erkennen wir, daß man ſprechen muß, Ware kennen und 
Menſchen kennen muß. Zweifelsohne iſt das Sprechen erlernbar 
(Rezept: ſprich deutlich). Ueber Ware muß geſprochen werden: 
zweifelsohne iſt es erlernbar, welche Eigenſchaſten die zu verkau— 
fenden Waren beſitzen (Rezept: erwirb dir Warenkenntniſſel). Zum 
Menſchen muß geſprochen werden; zweifelsohne iſt der Umgang mit 
Menſchen erlernbar, und zwar auch ohne vielſemeſtriges Hochſchul— 
ſtudium der Pſychologie (Rezept: ſei ſtets freundlich!). 

Man könnte mir entgegenhalten, daß zumindeſt das Sprechen— 
können und das Menſchenbeurteilen nur für den erlernbar iſt, dem es 
angeboren iſt, der alſo die Anlagen dazu mitbringt. Gewiß, das 
kann reſttlos zugegeben werden, denn nicht nur Verkaufen, auch jede 
andere Betätigung des Menſchen erfordert eine gewiſſe angeborene 
Fähigkeit, und das geſamte Lernen iſt ein planmäßiges Spannen 
angeborener Anlagen. Ohne dieſe Anlage iſt nichts erlernbar, und 
mit dieſen Anlagen iſt alles erlernbar, ja ſogar erlernbar bis zu einem 
Grade der Vollkommenheit, den man landläufig mit „Kunſt“ zu be— 
zeichnen pflegt. Kein Künſtler iſt vom Himmel gefallen, alle haben 
ſie gelernt, gelernt und nochmals gelernt. 

Eine Frage iſt es natürlich, wo und wie das Erlernen vor ſich 
geht, ob in ſchulmäßiger Weiſe oder in praktiſcher Betätigung. Kennt: 
niſſe, deren Aneignung am beſten ſyſtematiſch erfolgt, werden vorteil— 
haſterweiſe vorwiegend ſchulmäßig erworben, wobei wir uns vor 
Augen halten müſſen, daß er keinen Gegenſatz zwiſchen Schule und 
Praxis geben kann, es ſei denn der, daß eine Schule planmäßige 
Kenntnisvermittlung betreibt, während die Praxis das nicht immer 
tut. Daß im übrigen bei jedem praktiſch anzuwendenden Wiſſen am 
vorteilhafteſten die theoretifche und praktiſche Schulung Hand in Hand 
geht, iſt unbeſtreitbar. 

Warenkenntnis iſt demnach vor allem lehrgangsmäßig und ſchul— 
mäßig erwerbbar. Daß dabei für den Verkäufer die verkaufstechniſche 
Warenkenntnis wichtiger iſt als die produktionstechniſche, ſei als ein 
zige Anmerkung zu dieſem Punkt geſtattet. Daß auch das Sprechen: 
können, alſo die Redegewandtheit, eine vorwiegend ſchulmäßig erlern— 
bare Fähigkeit iſt, iſt unbeſtreitbar. Es iſt uns bekannt, daß es beim 
praktiſchen Verkauf nicht jo ſehr darauf ankommen kann, möglichſt 
viel und möglichſt gewählt zu reden, daß aber ein reicher Wortſchatz 
nötig iſt wegen der Notwendigkeit, eine treffende Charakteriſierung 
der Ware vorzunehmen. Und nun zum letzten und ſchwierigſten: zur 
Menſchenkenntnis. Hier wird allerdings die Praxis im Vordergrund 
ſtehen. Da wird es für den Verkäufer heißen, die Augen auf und 
die Ohren auf, aber wieder nicht, um aus ſich einen vollendeten 
Pſychologen zu machen, der ſeine Kunden beim erſten Anblick als 
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‚weiterführen wolle. 


tragspartner ſenden. 


Sanguiniker oder Melancholiker zu erkennen vermag, ſondern einzig 


und allein deshalb, um die gröbſten Verſtöße im Umgang mit Men- 


ſchen zu vermeiden. Es gilt für ihn, die Verkaufsſituation zu erken— 
nen und ſich dementſprechend zu verhalten. Sollte das nicht auch 
erlernbar ſein? 

Wenn wir das Verkaufen als eine „Kunſt“ betrachten, dann 
allerdings würden wir bekümmert ſagen müſſen: es gibt nur ganz 
wenige gotibegnadete „Künſtler“, und wer es nicht ift, der wird es 
niemals werden. Sind wir aber beſcheidener und betrachten das 
Verkaufen als das, was es in Wahrheit iſt, als ein Können, ſo dür⸗ 
fen wir getroſt daran glauben, daß das Verkaufen erlernbar iſt, wenn 
auch, wie überall im Leben, das Leitwort heißen muß: Arbeit und 
Fleiß, das ſind die Flügel, ſie führen über Strom und Hügel! 

5 a W. M. 


Eine Friſt ſetzen — warum? 


Ein Kaufmann hatte ein Ladengeſchäft gekauft. Die Uebergabe 
ſollte am 1. April erfolgen. Als jedoch der Käufer zur verabredeten 
Zeit im Geſchäft erſchien und den Betrieb übernehmen wollte, erklärte 
der Verkäufer, daß er ſich anders beſonnen habe, und daß er mit 
Rückſicht auf inzwiſchen eingetretene Umſtände das Geſchäft felbſt 
Der Käufer mußte unverrichteter Sache wieder 
gehen. Er begab ſich ſofort zu ſeinem Rechtsanwalt, der für ihn 
ein Schreiben aufſetzte. In dieſem Schreiben ſtellte er dem Ver— 
käufer eine Friſt zur Uebergabe des Geſchäfts und drohte ihm an, 
daß er für den Fall des ergebnisloſen Ablaufs dieſer Friſt für ſeinen 
Mandanten Schadenserſatz wegen Nichterfüllung geltend machen 
würde. 

Bei dieſer Friſtſetzung handelt es ſich um den berühmten Para— 
graphen 326 des Bürgerlichen Geſetzbuches, der auch in Kaufmanns— 
kreiſen nicht unbekannt geblieben iſt. Selbſtverſtändlich brauchte der 
Käufer des Ladens nicht ſeinen Anwalt in Anſpruch zu nehmen, 
vielmehr konnte er das Schreiben felbſt aufſetzen und an ſeinen Ver— 
Die dabei zu beobachtenden Formalitäten ſind 
ganz einfacher Natur, ſo daß jedermann imſtande iſt, einen ſolchen 
Brief zu ſchreiben. Er würde etwa folgendermaßen zu lauten haben: 
„Sie hatten ſich vertraglich verpflichtet, mir ihr Ladengeſchäft am 
1. April zu übergeben. Da Sie ſich weigern, dieſer Pflicht zu genü— 
gen, ſetze ich Ihnen hierdurch eine Freſt von einer Woche. Sollten 
Sie innerhalb dieſer Friſt meiner Aufforderung nicht nachkommen, ſo 
würde ich mich genötigt ſehen, Sie ſür den mir entſtandenen Schaden 
haftbar zu machen.“ Nach Ablauf der Friſt ſtellt der Käufer ſeine 
Schadensberechnung auf und ſendet ſie ſeinem Gegner ein. Dieſer 
Schaden wird vor allen Dingen in dem ihm entgangenen Gewinn 
beſtehen, ferner auch in den Koſten des Vertrages, etwa den nota— 
riellen Gebühren und dem Stempelbetrag, den er verauslagt hat. 
Wenn der Verkäufer den Schaden nicht erſetzt, ſo bleibt natürlich 
nichts anderes übrig, als ihn zu verklagen. Derartige Prozeſſe ſind 
leider an der Tagesordnung. 

Selbſtverſtändlich gilt Paragraph 326 nicht nur für Kauſverträge, 
ſondern für Verträge aller Art. Nehmen wir beiſpielsweiſe den ſol— 
genden Fall aus dem Mietsrecht. Jemand hatte zum 1. Oktober eine 
Wohnung gemietet. Der Vermieter hatte ſich verpflichtet, die Räume 
nach dem Wunſch des Mieters umzubauen. Er war jedoch nicht in 
der Lage, ſeinen Verpflichtungen nachzukommen, vielmehr beſand ſich 
die Wohnung am 1. Oktober noch in dem alten Zuſtande. Auch hier 
konnte der Mieter dem Vermieter zur vertragsmäßigen Herſtellung 
der Wohnung gemäß Paragraph 326 eine Friſt ſetzen. — Paragraph 
326 beſtimmt, daß bei einem gegenſeitigen Vertrage, wenn der eine 
Teil mit der ihm obliegenden Leiſtung im Verzug iſt, der andere 
Teil ihm zur Bewirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der 
Erklärung beſtimmen kann, daß er die Annahme der Leiſtung nach 
dem Ablauf der Friſt ablehne. Nach dem Ablauf der Friſt iſt er 
berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, oder 
von dem Vertrag zurückzutreten, wenn nicht die Leiſtung rechtzeitig 
erfolgt iſt. 


durch die Studienwochen der 
Deutſchen Angeſtelltenſchaft in 
London, Paris u. Barcelona. 
Unterrichtsbeginn: 1. Nov. 1934. 


Sonſtige Einzelheiten gibt das Hauptamt für Berufserziehung der 


Deutſchen Angeſtelltenſchaft, Berlin W' 57, PBoisdamer-Straße 75, bekannt. 
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Dem Berechtigten ſtehen alſo zwei Möglichkeiten zu Gebote. Er 
braucht nicht unbedingt Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu ver— 
langen. Er kann auch vollſtändig vom Vertrage zurücktreten. 
Welche von beiden Möglichkeiten er wählen will, liegt vollſtändig 
in ſeinem Ermeſſen. Vom Vertrage zurücktreten würde er insbeſon— 
dere bei einem Mietsvertrage dann, wenn der Vertrag ſchon län— 
gere Zeit andauert und etwa der Vermieter ſich weigert, die un— 
bedingt notwendigen Reparaturen machen zu laſſen. Wird in fol- 
chen Fällen durch den Zuſtand der Wohnung die Benutzung ſehr 
erſchwert und nicht weiter zumutbar, fo kann der Mieter nach Fri: 
febung ausziehen und iſt dann von allen Verpflichtungen gegenüber 
dem Vermieter befreit. 

Alles dies gilt jedoch nur für den Fall, daß der Vertragspart— 
ner mit der Hauptleiſtung in Verzug geraten iſt. Schließen bei— 
ſpielsweiſe in einer Wohnung die Türen nicht ordnungsmäßig, ſo 
kann hier wohl Schadenserſatz verlangt werden, der Rücktritt iſt 
aber ausgeſchloſſen. Das ſteht allerdings nicht ausdrücklich im Ge— 
ſetz. Die Gerichte nehmen es aber in einheitlicher Rechtſprechung 
unter Anwendung der Grundſätze von Treu und Glauben an. 

Bei der Fritzſetzung braucht ſich der Berechtigte übrigens nicht 
an den Wortlaut des Geſetzes zu halten, wie es im obigen Schrei: 
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ben geſchehen iſt. Es muß aber deutlich zu erkennen ſein, was ge— 
meint iſt. Beiſpielsweiſe würde es nicht genügen, wenn er ſchreibt, 
er behalte ſich weitere Schritte vor. Dagegen wäre es wohl ſtatt— 
haft, wenn er feiner Meinung dahin Ausdruck gibt, daß er nach 
Ablauf der Friſt vom Vertrage nichts mehr wiſſen wolle oder ſich an 
den Vertrag nicht mehr für gebunden halte. Beſſer iſt es natür— 
lich, man bedient ſich der Ausdrucksweiſe des Geſetzes. 


Welche Friſt als angemeſſen anzuſehen iſt, kann gelegentlich 
zweifelhaft fein. Es iſt das ganz Sache des einzelnen Falles. 
Grundſätzlich muß die Friſt jo bemeſſen fein, daß der Gegner die 
Möglichkeit hat, bis zu ihrem Ablauf die verlangte Handlung nach— 
zuholen. Dabei ſind alle Geſichtspunkte, die etwa zugunſten des 
Gegners ſprechen, zu berückſichtigen. Andererſeits darf derjenige, 
der die Friſt ſetzt, auch ſeine eigenen Intereſſen gebührend berück— 
ſichtigen. Iſt beiſpielsweiſe die Frau des Mieters krank und die 
Wohnung gefundheitsfchädlich, jo kann die Friſt weſentlich kürzer 
bemeffen werden, als ſie vielleicht im normalen Falle angemeſſen 
wäre. Uebrigens iſt eine zu kurze Friſt niemals ſchädlich, da nach 
der Rechtſprechung in einem ſolchen Falle die angemeſſene Friſt in 
Lauf geſetzt wird. 

R. B. 


Aus unſerer Arbeitsmappe. 


Ein Jahr Garantie. 


Das Garantieverſprechen iſt heute im Verkehr zwiſchen Geſchäfts— 
leuten und ihren Kunden keine Seltenheit mehr. So ſind in letzter 
Zeit die Kaufleute immer mehr dazu übergegangen, ihrer Kundſchaft 
bei Uebergabe gewiſſer Waren einen ſogenannten Garantieſchein aus— 
zuhändigen. Sie treten darin dafür ein, daß der Kaufgegenſtand eine 
gewiſſe Zeit hindurch beſtimmte Eigenſchaſten beſitzt. Es fei gleich 
vorweggenommen, daß mündliche Anpreifungen, z. B. „Diefe Ma: 
ſchine empfehle ich Ihnen dringend“, oder: „Dieſe Uhr hat ein vor— 
zügliches Gangwerk, das nie verſagen wird“, oder: „Der Wagen 
läuft vorzüglich“ ſich als keine Garantieverſprechen darſtellen und ohne 
jede rechtliche Bedeutung ſind. Auch die Bezeichnung der Ware mit 
„gut“ oder „ſehr gut“ iſt keine Garantie. 

Ferner darf das Garantieverſprechen nicht mehr der ihm ähn— 
lichen Zuſicherung einer beſtimmten Eigenſchaft verwechſelt werden. 
Die letztere liegt vor, wenn beiſpielsweiſe Möbelſtücke als „echt Eiche“ 
oder „echt Nußbaum“ bezeichnet werden; denn hier wird eine Eigen— 
ſchaft zugeſichert, die der Kaufgegenſtand beſitzen muß. Ein Garantie— 
verſprechen iſt hingegen anzunehmen, wenn ein Verkäufer beiſpiels— 
weiſe ſeinem Kunden beteuert: „Ich garantiere Ihnen dafür, daß die 
Schreibmaſchine mindeſtens zwei Jahre ordentlich ſchreibt.“ Der Unter— 
ſchied zwiſchen der Zuſicherung einer beſtimmten Eigenſchaft und 
einem Garantieverſprechen liegt alſo darin, daß die zugeſicherte Eigen— 
ſchaft im Zeitpunkt der Uebergabe der Ware vorhanden ſein muß, 
während der Kaufgegenſtand, wenn er unter Garantie verkauft wurde, 
auch in Zukunft die garantierte Eigenſchaft behalten, insbeſondere 
gebrauchsfähig bleiben muß. Dieſe Unterſcheidung iſt von großer prak— 
iifcher Bedeutung inſofern, als ſich daraus, je nachdem ob Zuſicherung 
einer beſtimmten Eigenſchaft oder Garantieverſprechen vorliegt, unter— 
ſchiedliche rechtliche Folgen ergeben. Fehlt die zugeſicherte Eigenſchaft, 
ſo kann der Käufer vom Verkäufer Wandlung oder Minderung oder 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Iſt jedoch ein Garan— 
tieverſprechen gegeben, fo beſteht lediglich ein Anfpruch des Käufers 
auf koſtenloſe Ausbeſſerung des Kaufgegenſtandes, und zwar nur 
innerhalb der ſogenannten Garantiefriſt. Dieſer Anſpruch fällt jedoch 
weg, wenn ein Käufer den Kaufgegenſtand zweckwidrig behandelt und 
dadurch vor Ablauf der Garantiefriſt beſchädigt hat. Die Frage, ob 
die Garantlefriſt eine ſtillſchweigende Verlängerung der ſechsmonatigen 
Verjährungsfriſt, die für Anſprüche auf Wandlung oder Minberung 
oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung bei Mangel einer zugeſicherten 
Eigenſchaft gilt, enthält, iſt immer Sache der Auslegung im einzelnen 
Fall. Der Sinn einer Garantiefriſt wird wohl in den meiſten Fällen 
der fein, daß Mängel des Kaufgegenſtandes, nicht wie gewöhnlich., 
binnen ſechs Monaten nach der Ablieferung, ſondern auch dann noch 
geltend gemacht werden können, wenn ſie ſich innerhalb der längeren, 
vertraglich feſtgeſezten Zeit (Garantiefriſt) zeigen. Damit iſt der Be: 
ginn der Verjährungsfriſt nur anders beſtimmt: er iſt bis zu dem 
Zeitpunkt hinausgeſchoben, in dem der Mangel entdeckt wird. 

R. Z. 


Weitblick braucht der Angeſtellte in der Induſtrie. 


Tauüchtige Spezialiſten gab es in der vergangenen Zeit auf allen 
Lebensgebieten, ſo auch in der Induſtriewirtſchaft. Entſprechend der 


wußten dieſe Arbeitsmenſchen 


einzelnen Arbeitsaufgabe griffen die Induſtriebetriebe auf den tüchti— 
gen Einkäufer oder Buchhalter, auf den ſpezialiſierten Ingenieur und 
Techniker und auf den mit ſeiner beſonderen Aufgabe auf's beſte ver— 
lrauten Werkmeiſter zurück. Sie alle verſuchten, den Anforderungen 
gerecht zu werden, die man im Rahmen eines auf's äußerſte arbeits— 
geteilten Produktionsganges an ſie ſtellte. Sie waren Menſchen 
vom Fach und hatten die Fähigkeit ihre Spezialaufgaben zu meiſtern. 

Die bewußte Einſtellung auf ein in vielen 
Fällen ganz ausgeprägtes Spezialtum hat nach— 
weisbar vielfältigen Schaden angerichtet! Was 
zuguterletzt noch von der Mannigfal— 
tigkeit aller in ihrem Betriebe von den Angehörigen der verſchie— 
denſten Berufe zu bewältigenden Aufgaben? Als Einzelne ſtanden 
ſie den Lebensbedingungen ihres Betriebes mehr oder weniger ver— 
ſtändnislos gegenüber. Auch die beſonderen volkswirtſchaftlichen 
Aufgaben des Gewerbes im Rahmen unſerer Geſamtwirtſchaft muß— 
ten ihnen fremd bleiben. Sie lebten und arbeiteten oft beziehungslos 
nebeneinander, anſtatt in erheblicher Betriebs- und Arbeitskamerad— 
ſchaft wirklich mit- und füreinander zu ſchaffen. 

Kein Wunder, daß die Menſchen in der Vergangenheit lediglich 
für den Verdienſt arbeiteten und ihr Schaffen fo deuteten, daß man 
für ſeine von der Geſamtverantwortung abgezogene Einzelleiſtung in 
den Stand geſetzt werden müſſe, mit einem auskömmlichen Lohn ſein 
Einzelleben ſchlecht und recht friſten zu können. 

Dieſen Zuſtand für die Zukunft zu liquidie⸗ 
ren, iſt die Aufgabe einer recht verſtandenen Sad: 


erziehungsarbeit, welche die in der Deutſchen 
Angeſtelltenſchaft zuſammengefaßten Berufs: 
gemeinfchaften zu Töfen entſchloſſen find Das 


Hauptamt für Fach- und Betriebsgruppen in der Deutſchen Ange: 
ſtelltenſchaft hat für alle Gewerbezweige und Fachgruppen der deut— 
ſchen Induſtriewirtſchaft Vorſchläge und Pläne herausgebracht, nach 
denen die örtlichen Fachgruppengliederungen der Berufsgemeinſchaften 
der Deutſchen Angeſtelltenſchaft tatkräftig zu arbeiten begonnen haben. 
Allen Arbeitsmenſchen ſoll die Möglichkeit gegeben werden, Arbeit 
an ſich ſelbſt zu leiſten und leiſten zu laſſen mit dem Ziele, Weit— 
blick zu erlangen und den einzelnen auf der Grundlage der ihm an— 
geborenen Anlagen und Fähigkeiten in die Lage zu verſetzen, in der 
Wirtſchaft ſeine Aufgaben zu erfüllen. 

Ob es ſich um Techniker, Kaufleute oder Werkmeiſter handelt, 
alle haben die Pflicht, an ihrem Arbeitsplatz in ſinnvoller Gemein— 
ſchaftsarbeit eine Leiſtung zu bewirken, mit der ſie wirklich ihrem 
Volke dienen. 


An die Bildungsobleute! 


Haben Sie, lieber Berufskamerad, ſchon den ABinterarbeits- 
plan für Ihre Ortsgruppe aufgeſtellt? Sind die einzelnen 
Lehrgänge, Arbeits gemeinſchaften und andere Veranſtaltun- 
gen ſchon ſoweit vorbereitet? Hit die Raumfrage ſchon 
gelöſt? Wir haben keine Zeit mehr zu verlieren. Die 
Arbeitspläne für das Winterhalbjahr 1934/35 müſſen 
ſpäteſtens am 20. September d. J. fertig ſein und der 
Geſchäftsſtelle Kattowitz vorliegen. 


— — —— — — —— — —— — 
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Zum Thema Frauenarbeit. 

Einen ſonderbaren Veitrag zum Thema „Frauenarbeit“ lieferte 
kürzlich Scherls „Allgemeiner Wegweiſer“. Er brachte einen Auf— 
ſatz über Berufe, in denen die Frau unentbehrlich iſt, und dabei iſt 
die Schreiberin in den Fehler verfallen, der bei einem ſolchen Thema 
naheliegt: ſie hat ihren Eiſer zum Uebereifer geſteigert. In dieſem 
Uebereifer bemüht ſie ſich um den Nachweis, daß die Frau ſich beſſer 
als der Mann für die Tätigkeit im Chefſekretariat eignet, und be— 
hauptet: „Würde man ſie alle aufkündigen und durch Männer er— 
fegen wollen, würde man weder geeignete Kräfte finden — noch 
heranbilden können. Denn die Arbeit der Sekretärin verlangt nicht 
nur Ordnungsſinn, Gewiſſenhaftigkeit und Genauigkeit, ſondern auch 
eine beſondere Einſtellung und Hingabe an die Arbeit, ein Beſorgt— 
ſein um hunderterlei Erledigungen, wie es eben mehr dem Weſen 
der Frau entſpricht.“ Wir verfallen nicht in den gleichen Fehler; 
wir erkennen die Tüchtigkeit vieler Direktionsſekretärinnen gern an; 
die verletzende Ueberheblichkeit aber, die ſich hier kundtut, weiſen wir 
mit höflicher Entſchiedenheit zurück. 


Berufsertühtigung — eine Aufgabe unſerer Zeit. 


Die Berufsertüchtigung it keine Privatſache, ſondern 
höchſte Verpflichtung im Dienſte des Volkes. Die Summe der 
Fähigkeiten und Kenntniſſe aller Glieder unſeres Volkes ſind 
in Verbindung mit der Einſatzbereitſchaft und Energie aller 
die Grundlagen für das Gedeihen unſerer Volkswirtſchaft. 
Je mehr es gelingt, die Werktätigen, gleichgültig ob ſie in 
lelbjtändiger oder abhängiger Stellung ſchaffen, zu Höchſtlei— 
ſtungen in ihrem Beruf zu erziehen, um ſo beſſer wird eine 
Wirtſchaft in der Lage ſein, ſich im wirtſchaftlichen Wettkampf 
der Völker einen Vorſprung zu ſichern. 

Die moderne Berufsausübung erfordert neben einer guten, 
allgemeinen Berufsausbildung auch eine Fülle von Kenntniſſen 
und Fähigkeiten rein fachlicher Art. So wie in einem Armee— 
korps die Grundausbildung für alle Waffengattungen einheitlich 
iſt, die Anforderungen an Geiſt und Körper bei den einzelnen 
Truppenteilen aber grundverſchieden ſind, ſo muß auch der 
Kaufmann je nach ſeiner Einordnung in das große verwichkelte 
Getriebe unſerer Wirtſchaft mit ihren tauſendfältigen Verpflich— 
tungen mit anderen Volkswirtſchaften, über Kenntniſſe und 
Fähigkeiten verfügen, die weit über das Maß allgemeiner 
Verufskenntniſſe hinausreichen. Wir ſchicken dieſe grundſätz— 
liche Betrachtung voraus, um unſeren Berufskameraden den 
Zweck unſerer Berufsbildungsarbeit auch im Winterhalbjahr 
1934/35 zu veranſchaulichen. Wir wiſſen, daß unſere Arbeits- 
kameraden um ihren Arbeitsplatz ringen müſſen. Es iſt uns 
auch aus unſerer ſo mannigfaltigen Arbeit bekannt, daß der 
deutſche Angeſtellte hier in unſerem Arbeitsgebiet und in Polen 
überhaupt beſondere Kämpfe um ſeine Arbeitsſtelle zu beſtehen 
hat und manchmal trotz ſeiner Befähigung und Berufserfahrung 
ſeine Stellung räumen muß. Trotzalledem verpflichtet uns unſer 
Kampf ums Daſein zur Höchſtleiſtungen im Berufe. Der deutſche 
Kaufmann, der deutſche Techniker, der deutſche Induſtrieange— 
ſtellte muß vorbildliche Arbeit leiſten. Gerade hier im polniſchen 
Staate iſt eine gute Berufsausbildung unbedingt notwendig. 

Wir müſſen alſo jede Gelegenheit ausnützen, um uns weiter 
beruflich fortzubilden. Die Möglichkeit dazu bietet die “Teils 
nahme an den im Winterhalbjahr 1934 von unſeren Gliederun— 
gen veranſtalteten Kurſen und Arbeitsgemeinſchaften. Wenn 
jetzt die einzelnen Ortsgruppen an unſere Mitglieder heran— 
treten und zur Teilnahme an den Veranſtaltungen aufrufen, 
dann muß jeder dieſer Aufforderung Folge leiſten. In allen 
unſeren Gliederungen haben unſere Arbeitskameraden die 
Pflicht, ſich an paſſenden Lehrgängen zu beteiligen. 

Beſonders weiſen wir darauf hin, daß jeder Arbeitskamerad 
beſtrebt ſein muß, die polniſche Sprache in Wort und Schrift 
zu erlernen. 

Wir erwarten, daß beſonders die jüngeren Berufskameraden 
ihre Kenntniſſe in der polniſchen Sprache erweitern. Im Wett— 
ſtreit um den Arbeitsplatz wird ſich ſchließlich der Tüchtigſte 
immer noch behaupten können. 

Deshalb gelte für uns alle die Parole: „Wir arbeiten 
gemeinſam an unſerer beruflichen Ertüchtigung mit.“ Kor. 


Die oberſchleſiſchen Angeſtellten beteiligen ſich 
reſtlos an der Unterſtützungsaktion für die 
Ueberſchwemmten. 


Immer, wenn der Ruf an die Oeffentlichkeit erging, bel: 
fend einzugreifen, waren es insbeſondere die Angeſtellten 
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Weiſe einen Teil ihres Einkommens opferten. 


9. Jahrgang. 


Oberſchleſiens, die dieſem Rufe folgten und in vorbildlicher 
Als die Nad)- 
richten von der Unwetterkataſtrophe zu uns drangen, erklärten 
ſich die Angeſtellten auch ſofort bereit, den durch das Unglück 
Geſchädigten zu helfen. Dieſe Tatſache iſt umſo anerkennens— 
werter, als die Angeſtellten bereits ſeit Jahren größere Beträge 
für ihre ſtellungslos gewordenen Mitarbeiter opfern und die 
Gehälter in den letzten Jahren ſtark reduziert worden ſind. 

Die Angeſtellten in der Schwerinduſtrie haben ſich bereit 
erklärt, allmonatlich Beträge in Höhe von 1—3 Prozent, ge— 
ſtaffelt nach'der Höhe des Einkommens, zu leiſten. Eine ſolche 
Regelung gewährleiſtet von vornherein einen Erfolg. Es wäre 
ſehr wünſchenswert, wenn in Zukunft eine einheitliche Regelung 
nach dieſem Muſter auch für alle anderen Angeſtellten erfolgen 
würde. Es ſollte aber auch auf die wirtſchaftliche Lage eines 
jeden Angeſtellten weitgehendſt Rückſicht genommen werden, 
da nicht jeder Angeſtellte mehr in der Lage iſt, allen Anfor— 
derungen, die an ihn in finanzieller Hinſicht geſtellt werden, 
nachzukommen. 


Aus unſerer gewerkſchaftlichen Tätigkeit 
Verdindlichkeitserklärung des Schiedsſpruches 
in der Schwerinduſtrie. Neue Gehaltsſätze ab 1. 7. 34. 
In der letzten Nummer des Monatsweiſers haben wir zu der 
Reduzierung der Gehälter um 8 Prozent durch den Schieds— 
ſpruch des Schlichtungsausſchuſſes eingehend Stellung genommen. 
Unſere Erwartungen, daß den Umſtänden nach eine Ver— 
bindlichkeitserklärung nicht erfolgen wird, ſind leider nicht 
eingetroffen. Der Miniſter für Handel und ſoziale Fürſorge 
hat den Schiedsſpruch für verbindlich erklärt, ſodaß ab. 1. Juli 
d. Is. nachſtehende Gehälter Geltung haben: 
Gehaltstabelle 
für die Angeſtellten der oberſchleſiſchen Schwerinduſtrie. 
Gültig ab 1. Juli 1934. 
Kaufmänniſche Angeſtellte: 
T. Lehr fra hre. 


1. Lehrjahr 32,20 
2. 5 „ 53,70 
3. A, 80,80 
II. Uebergangsjahre 
nach vollendetem 17. Lebensjahre 107,30 
1 10 18. dr 123,70 
„ 15 19. „ 139,60 
15 1 20. 8 156,00 
III. Berufs jahre. 
Gruppe Anfangsgehalt Steigerungsſätze Endgehalt 
a) 183,30 6,70 297,20 
b) 244,80 15X 9,20 382,80 
c) 281,20 15 X 10,50 438,70 
d) 318,00 15 X13,15 515,25 
€) 389,40 10 X. 10718 621,65 
Techniſche Angeſtellte: 
Gruppe Anfangsgehalt Steigerungsſätze Endgehalt 
1 251,20 154 6,70 351,70 
2 285,40 158 ED 423,40 
3 317,90 1510,50 475,40 
4 385,00 15 418,18 582,25 
5, 12, 18, 24, i 
29, 34, 40 u. 45 435,20 15 415,75 671,45 
6 231,60 15° 6.70 332,10 
7, 14 und 20 21,0 15 9,20 389,20 
8 281,40 15.x18,15 478,65 
9 251,10 15K 7,95 370,35 
10 281,40 15 9,20 419,40 
10a 307,30 15 410,50 464,80 
11; 10, 20.25 
33, 39 und 44 372,50 15413, 15 569,75 
13, 19, 25 u. 30 220,60 15 6,70 321,10 
15, 21, 26 fl. 314 29800 15 411,85 472,75 
1022, 27, 32, 
38 und 43 316,20 1511,85 493,95 
35, 41 und 46 183,30 17 * 6, 70 297,20 
36 und 47 236,20 17x 9, 45 396,85 
37, 42 und 48 280,40 1510,50 437,90 
49 323,00 15x 13,15 520,25 
50 397,20 15 * 14,45 613,95 
Fördermaſchiniſten: 
Gruppe Anfangsgehalt Steigerungsſätze Endgehalt 
a 231,50 1556,95 335,75 
b 206,80 156, 50 304,30 


9. Jahrgang. 


Das Hausſtandsgeld beträgt 11,35 zloty, das Kindergeld 
13,20 zloty monatlich. 

Weibliche Angeſtellte erhalten in den Uebergangs- und 
Berufsjahren einen Abſchlag von 10 Prozent. 

In den Gruppen 2, 7 und 9 betragen die monatlichen 
Zuſchläge 6,70 zl., bezw. 7,80 zl. unter den, auf Seite 2 der 
Einkommensregelung vom 26. April 1920 vorgeſehenen Vor— 
ausſetzungen. 


Gehaltsverhandlungen im Baugewerbe. Nachdem 
die Verhandlungen in der Schwerinduſtrie abgeſchloſſen wurden, 
konnte damit gerechnet werden, daß ſich auch im Baugewerbe 
eine ſtarke Neigung für eine Reduzierung der Gehälter ein— 
ſtellen wird. Es haben daher in den letzten Wochen bereits 
einige paritätiſche Verhandlungen ſtattgefunden, doch iſt eine 
Einigung bisher nicht erzielt worden. 


Gehaltsverhandlungen in der weiterverarbeiten— 
den Metallinduſtrie. Der Arbeitgeberverband in dieſem 
Gewerbe hat am 16. vor. Mts. das Gehaltsabkommen zum 
31. vor. Mts. gekündigt. Die Kündigung entſpricht der im 
letzten Tarifvertrag feſtgeſetzten Friſt. In den in der Zwiſchen— 
zeit ſtattgefundenen Verhandlungen haben die Vertreter des 
Arbeitgeberverbandes eine Herabſetzung der Gehälter um 
15 Prozent beantragt und auch den Abſchluß einer völlig neuen 
Gehaltsordnung verlangt. Der Antrag wird von Arbeitgeber— 
ſeite damit begründet, daß die Gehälter in dieſer Induſtrie 
weit höher als die der Schwerinduſtrie ſeien. 

Wir haben nach Bekanntgabe dieſer Forderung eine Ver— 
tagung der Verhandlungen um 14 Tage erreicht. Wir können 
ſelbſtverſtändlich dieſe Forderung nicht annehmen. Ueber den 
weiteren Verlauf unſerer Beratungen geben wir den Beteiligten 
von Fall zu Fall Nachricht. 


Behaltslage im Handelsgewerbe. (Groß⸗ und 
Kleinhandel, Konſumvereine.) Beide Verbände der 
ſelbſtändigen Kaufleute haben den mit uns geſchloſſenen Tarif— 
vertrag zum 30. September d. Is. gekündigt. Auch die in 
dieſem Vertrage vereinbarten Gehaltsſätze haben zum 30. Sep- 
tember d. Is. eine Aufkündigung erfahren. 

Verſchiedene Verhandlungen zur Beilegung dieſes Streit— 
falles ſind ergebnislos verlaufen. Wir ſetzen unſere Beratun— 
gen mit den beiden Arbeitgeberverbänden noch fort. Unſere 
in dieſem Erwerbszweige beſchäftigten Berufskameraden er— 
halten fortlaufend Nachricht. 


Aus der Tätigkeit unſerer Ortsgruppen. 


Bericht über die am Montag, den 20. Auguſt er. 
im Weißen Saal des Hotel Graf Reden abgehaltene 
fällige Mitglieder - Verſammlung der Ortsgruppe 
Königshütte. In Anweſenheit von 63 Teilnehmern eröffnete 
der 1. Vertrauensmann, Bk. Drobek um 20,30 Uhr die Ver— 
ſammlung. In ſeinen Eingangsworten gedachte der Redner 
des vor drei Wochen verſchiedenen Reichspräſidenten und 
Generalfeldmarſchall von Hindenburg. Mit warmen Worten 
widmete Bk. Drobek dem Dahingegangenen die letzten Grüße 
und ſchilderte den Verſammelten den großen Deutſchen, der 
bis zum letzten Atemzug in treuer Pflichterfüllung zum deutſchen 
Volke ſtand. Die Anweſenden hatten ſich von ihren Plätzen 
erhoben, verharrten in tiefſtem Schweigen und hörten ergriffen 
das Lied vom guten Kameraden, welches die Muſik in ge— 
dämpften Tönen vortrug. Nach der Gedenkfeier begrüßte 
Bk. Drobek die Erſchienenen und gab die Namen von zwei 
Arbeitskameraden bekannt, die ihre Aufnahme in unſeren 
Reihen nachgeſucht haben. Bk. Kozielski war nicht erſchienen, 
weshalb auch der angeſetzte Vortrag nicht gehalten werden 
konnte. 

Es iſt dies bereits das zweite Mal, daß Bk. Kozielski zu 
den von ihm ſelbſt angeſagten Vorträgen nicht erſchien. 


Mithin war der geſchäftliche Teil erledigt und Mufiker- 
gilde und Lobedachor ſpielten und ſangen zur Unterhaltung. 
Die Leiſtungen der Muſikergilde ſind allgemein als gut bekannt. 
Auch der Lobedachor erntete viel Anerkennung für die klang— 
ſchön zu Gehör gebrachten Lieder und Bolksweilen. Man 
merkt dem Chor die ſichere Stabſührung ihres Dirigenten 
Karl Schulz an. Es war ein vortrefflicher Vortragsabend, 
den die Ortsgruppe ihren Mitgliedern im letzten Sommermonat 
geboten hatte. 
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Mitteilungen 


Die Spielzeit beginnt. 
Kattowitz teilt mit: 

Die diesjährige Spielzeit des Oberſchleſiſchen Landestheaters 
wird vorausſichtlich in der zweiten Hälfte des Septembers be— 
ginnen. Außer einigen bewährten Mitgliedern des vorjährigen 
Enſembles hat das Oberſchleſiſche Landestheater eine Anzahl 
neuer Künſtler engagiert, denen ein guter Ruf vorangeht. 


In ſchwerer Zeit braucht jeder einmal Entſpannung, unter— 
haltende und frohe Stunden. Dieſe Entſpannung bringt ihm 
das Theater. Unterſtützt alſo das deutſche Theater und werdet 
Mitglieder der Deutſchen Theatergemeinde, damit unſerem 
Volkstum dieſe Kulturſtätte erhalten bleibt. 


Die Mitgliedsbeiträge für 1934/35 ſind dieſelben wie im 
Vorjahr. Die Stammkarte koſtet für die ganze Saiſon 3 zl., 
die Nebenkarte 2 zl. Erwerbsloſe Mitglieder, die nur Arbeits— 
loſenunterſtützung beziehen, zahlen für die Stammkarte 50 
Groſchen. Familienangehörige von erwerbstätigen Mit— 
gliedern und Penſions- oder Rentenempfängern haben alſo 
keinen Anſpruch auf dieſe Ermäßigung. Im Uebrigen wird 
die Mitgliedskarte für Erwerhsloſe nur gegen Vorzeigung 
der roten Stempelkarte ausgeſtellt. Die Einzeichnungsliſte liegt 
von jetzt ab auf der Geſchäftsſtelle des Verbandes aus; gleich— 
zeitig werden wir auch unſeren Ortsgruppenvorſtänden Einſchrei— 
bungsliſten mit Programmen über die diesjährigen Veranſtaltun— 
gen übermitteln. Mitglieder der Deutſchen Theatergemeinde 
haben verſchiedene Vorteile beim Beſuch der Veranſtaltungen: ver— 
billigte Eintrittspreiſe, Vorkaufsrecht zu jeder Aufführung uſw. 
Auch in dieſem Jahre werden Schauſpiel-, Opern- und Operet— 
tenabonnements ausgegeben. Es iſt Ehrenpflicht eines jeden 
deutſchen Angeſtellten, Mitglied der Deutſchen Theatergemeinde 
zu ſein! 


Die Deutſche Theatergemeinde 
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perſönliches⸗ 


Am 10. Auguſt 1934 beging unſer Mitarbeiter, Berufs— 
kamerad Johann Kwoka, Mitgl. Nr. 1000086, Mitglied 
unſerer Ortsgruppe Lipine, ſein 25-jähriges Dienſtjubiläum. 
Wir beglückwünſchen unſeren Mitarbeiter zu dieſem Ehrentage 
und wünſchen, daß es ihm vergönnt bleiben möge, noch recht 
lange Jahre zum Segen ſeiner Angehörigen bei beſter 
Geſundheit zu wirken. 

Unſer Berufskamerad Alfred Krawaezyk, Mitgl. 
Nr. 1090249, Mitglied der Ortsgruppe Lipine, feiert am 
11. September d. J. das Feſt ſeiner Vermählung. Schon heute 
wünſchen wir dem jungen Paare alles Gute. 


Im Monat Auguſt d. J. feierte unſer langjähriges Mit— 
glied Bk. Franz Schop pa ſeine Silberhochzeit. Glückauf 
zur Goldenen. 


veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Ortsgruppen: 


Kattowitz. 


Dienstag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Chriſtl. 

1 95 Hoſpiz. Kurzer geſchäftlicher Teil. Bericht über 
— die Abänderung in der Sozialverſicherung. Be: 
kanntgabe des Winterbildungsplans und Ausſprache. 
Königshütte. 


Mittwoch abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Hotel 
12. Sept Graf Reden. Berichte über die letzte Aenderung 
- I in der Sozialverſicherung und die geplanten 


Veranſtaltungen im Winterhalbjahr. Ferner wird über die 


Berufsbildungsarbeit geſprochen. 


Friedenshütte. 
Sonnta vorm. 10 Uhr Mitgliederverſammlung bei Brunday 
23 Sept in Antonienhütte. Beſprechung verſchiedener Tages» 
5 — fragen. Anſchließend Vortrag des Bk. Koruſchowitz 
über die „Aenderung in der Sozialverſicherung“. Ausſprache. 
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Bismarckhütte. 


Donnerstag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Glodek. 
13. Sept Beſprechung verſchiedener Tagesfragen. An— 

er ſchlicßend Vortrag des Bk. Koruſchowitz über 
Aenderungen in der Sozialverſicherung. 


Schwientochlowitz. 
Montag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Neiwert. 
17. Sepk Bericht über Tagesfragen. Anſchließend Vortrag 
a a des Bk. Koruſchowitz über Aenderungen in der 
Sozialverſicherung. 
Tarnowitz. 


Dienstag abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung im Deut⸗ 

95. Sept ſchen Privatgymnaſium. Bekanntgabe des Winter: 

I bildungsplanes. Abſchließend. Vortrag des BR. 

Koruſchowitz über Aenderung in der Sozialverſicherung. An— 
ſchließend Ausſprache. 


Mittel⸗Lazisk 


Be nachmittags 4.30 Uhr Mitgliederverſammlung 
8. Sept. 


im bekannten Lokale. Beſprechung verſchie— 
Schoppinitz. 


dener Tagesfragen und Ausſprache. 
abends 7.30 Uhr Mitgliederverſammlung bei 
8 Kozlik. Beſprechung verſchiedener Tagesfragen. 
—d nich. Vortrag des BR. Koruſchowitz über Aende— 
rungen in der Sozialverſicherung. 

Ruda. 


Dienstag 
18. Sept. 


verſicherung.“ 

Die Mitgliederverſammlungen der übrigen Ortsgruppen 
werden noch durch beſondere Rundbriefe bekanntgegeben. Wir 
bitten aber die Ortsgruppenvorſitzenden in dieſem Monat 
unbedingt eine Mitgliederverſammlung anzuſetzen, um Einzel: 
heiten über die Winterbildungsarbeit feſtzulegen. 


abends 8 Uhr Mitgliederverſammlung bei Banik. 
Beſprechung von Tagesfragen. Vortrag Bk. 
Koruſchowitz über „Aenderungen in der Sozial— 


. 
den Gedanken gelauumen bin! 
Va FETTE N REN 


Beſſeres konnte ich ja gar nicht tun. Hätte ich 
früher gewußt, daß ich für mein Geld ſo 
ausgezeichnete und prächtig ausgeſtattete 
Bücher erhalten würde, dann wäre ich natür— 
lich ſchon längſt Hausbücherei-Mitglied ge— 
worden. Ich hätte mir viel Freude ins Haus 
geholt und manche Enttäuſchung erſparen 
können. - Auch Sie ſollten ſich gleich heute 
noch die Druckſachen der 


Deutſchen Hausbücherei 
hamburg 36 
Schließfach 233, abfordern. 


„Monatsweiſer“ 


9. Jahrgang. 


Auf die BGerufskenntniſſe 
kommt es an! 


Unſere Fachliteratur will Sie weiterbilden! 


Neuerſcheinung: 


Durchſchreibebuchführung. Eine ſyſtematiſche Darſtellung der Hand» und Ma- 
ſchinen-Durchſchreibebuchführung. Mit Beiſpielen, Abbildungen und Uebungs— 
geſchäftsgängen. Von Karl Bott. Kart. RM. 1.80 — Dieſe leichtverſtändliche 
Darſtellung des Weſens und der Praxis der Hand- und Maſchinendurch— 
ſchreibebuchführung kommt nicht nur für den Kaufmann in Frage der die Durch— 
ſchreibebuchführung erlernen will, ſondern auch für alle diejenigen, die ſich über 
e Arten und Syſteme auf dem Gebiete der Buchhaltung unterrichten 
wollen. 


Früher ſind erſchienen: 


Die Buchhaltung des Kaufmanns. Von Karl Bott. 6. Auflage. Kartoniert 
XM. 1.80; Buchhaltungshefte RM. 1.20 — Dieſes weitverbreitete bewährte 
Lehrbuch vermittelt alles, was zur gründlichen Erlernung der einfachen und 
doppelten Buchführung nach deutſcher (italieniſcher) und amerikaniſcher Art 
nötig iſt Von der Eröffnungsbilanz ausgehend, behandelt es ausführlich die 
einzelnen Konten und Buchungen, den Monats- und Jahresabſchluß und auch 
die wichtigen geſetzlichen Beſtimmungen. 


Die Buchhaltung der Fabrik. Von Max Schau und Otto Thies. 2. Auflage. 
Kartoniert RM. 2.80; Buchhaltungshefte RM 2.80 — Das Bauch will 
nicht nur mit den Grundbegriffen und Beſonderheiten der Fabrikbuchführung 
vertraut machen, ſondern auch tiefer in das Rechnungsweſen der Fabrikunter⸗ 
nehmung einführen. Es wird beſonders ausführlich auf dle Betriebsbuchhaltung 
(Cager-, Lohn- und Unkoſtenbuchführung) eingegangen und gezeigt, wie eng 
die Selbſtkoſtenrechnung damit verbunden ift. 


Die Bilanz des Kaufmanns. Von Karl Bott, 5. Auflage. Kartoniert 
NM. 280 Wer nicht nur die Technik des Abſchluſſes erlernen, ſondern tiefer 
in das Bilanzweſen eindringen will, dem ſei dieſes ganz auf die Praxis ab- 
geſtellte Buch empfohlen. In einfacher und gründlicher Weiſe vermittelt es 
alle Lenntniſſe, die den Kaufmann in den Stand ſetzen, die Bilanz ſelbſtändig 
zu ziehen; es unterrichtet aber auch über die ſchwierigen Bewertungs- und 
Abſchreibungsfragen, über das rechtlich Mögliche, über Sonder- und Zwiſchen⸗ 
bilanzen. 


Das gejamte kaufmänniſche Rechnen. Bon Prof. Dr. Ernſt Weinnoldt. 
2. Auflage. Teil I und II kartoniert je RM. 1.80. Beide Teile in einem 
Bande kartoniert RM. 2.80 — Der Kaufmann erhält im erſten Teil dieſes 
Buches Gelegenheit ſeine Rechenkenntniſſe aufzufriſchen und fie in Anwendung 
auf die kaufmänniſche Praxis zu üben. Der zweite Teil macht mit den 
ſchwierigeren Rechnungsarten vertraut, wie Diskont⸗, Termin-, Kontokorrent⸗, 
Deviſen⸗, Efekten⸗, Lombard⸗, Münz⸗, Arbitragerechnung uſw. Die Beiſpiele 
und Uebungen verleiten nicht zu mechaniſcher Rechentätigkeit, ſondern regen 
zum Nachdenken an und geben jedem die Möglichkeit, in der Praxis immer 
die zweckmäßigſte Form der Löfung einer Aufgade zu wählen. 1 


Was muß jeder von den Hypotheken und vom Grundbuch willen? Von 
Kurt Schäffner. 2. Auflage. Mit 19 Beiſpielen. Kartoniert NM. 2.80 — 
Vom Grundſtückskauf und den einzelnen Arten der Grundſtücksbelaſtung bis 
zur Zwangsverſteigerung werden überſichtlich gegliedert alle Geſchäftsvorfälle 
behandelt, die in der Praxis für Gläubiger und Schuldner eintreten können. 
So gibt das Buch Aufſchluß über die Beſtellung und Eintragung einer 
Hypothek, die Abtretung, Verpfändung, Pfändung, Kündigung, Rückzahlung, 
Löſchung und Teilung von Hypotheken, über die Sicherungshypothek, die 
Tilgungshypothek, die Eigentümerhypothek uſw. 


Die Bücher können durch jede gute Buchhandlung bezogen werden. Ein 
Sonderproſpekt unferer kaufmänniſchen Literatur überſenden wir auf Wunſch 
koſtenlos. 


Denkt an unſere Stellungsloſen! 


JJC EIER 
Nachruf! 1 


Am 2. September d. F. verſtarb nach kurzem 
Krankenlager, unſer verdienter Mitarbeiter 


Bk. Richard Boßmann, 


aus Friedenshütte. 


Bk. Boßmann gehörte 15 Jahre unſerem 

Verbande als Mitglied an und war lange Jahre 
Jugendobmann und Betriebsvertrauensmann. Stets war er 
für ſeine Kollegen und für unſeren Verband tätig. Der 
Verſtorbene ſetzte ſich als Angeſtelltenratmitglied tatkräftig 


für die Angeſtelltenſchaft der Friedenshütte ein. Sein An— 
denken wird uns unvergeſſen bleiben. 
Kattowitz, im September 1934. 
Der Ortsgruppenvorſtand Der 
Friedenshütte. Hauptvorſtand. 
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